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Vorwort

Liebe Kolleginnen,

liebe Kollegen,

ein neues Jahr, eine neue Landesregierung. Ersteres ist nicht tragisch; die Auswirkungen des zwei-
ten Punktes sind noch nicht abschließend absehbar. Feststehen dürfte jedoch, dass das Land Hessen
nicht in die Tarifgemeinschaft der Länder (TdL) zurückkehrt und statt- dessen einen eigenen Tarifver-
trag kreieren wird, wohl überwiegend an den TVöD angelehnt. Dann muss aber auch die Benachteili-
gung der Angestellten im Schichtdienst hinsichtlich der Jahresarbeitszeit endlich ein Ende haben. Wie
sich die momentanen Tarifverhandlungen, sowohl mit der TdL, als auch, zeitversetzt, in Hessen entwi-
ckeln, ist zur Zeit (7. KW) noch nicht zu prognostizieren. Wichtig ist auf jeden Fall, dass das Tarifergeb-
nis auf die Beamten übertragen wird. Die GdP sitzt jedenfalls immer am Verhandlungstisch und wird
dies einfordern.

Großen Raum für die GdP, wie auch für die anderen ÖD-Gewerkschaften, wird die Dienstrechtsre-
form einnehmen. Wir gehen davon aus, dass die Landesregierung uns bei der Entwicklung beteiligt.
Hier nehmen wir unseren alten und neuen Ministerpräsidenten Koch beim Wort, der in einer Regie-
rungserklärung 2006 zur Föderalismusreform sagte:

„Die Veränderungen gehen nicht von heute auf morgen und sie bedürfen des größtmöglichen
Konsenses zwischen den politisch Verantwortlichen und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Landesverwaltung. Wir nehmen uns die Zeit für eine ausreichende Debatte der Folgen der Struktur
des öffentlichen Dienstes der nächsten Jahrzehnte, denn die dann gefundenen Regelungen sind nicht
beliebig in Jahresabständen änderbar.“

Aus seiner Regierungserklärung vom 18.02.2009: „Voraussichtlich Mitte des Jahres wird die Medi-
atorengruppe einen Bericht vorlegen. Die daraus zu ziehenden gesetzgeberischen Konsequenzen
werden wir im Dialog mit den Fraktionen sowie den beteiligten Arbeitgeberverbänden und Gewerk-
schaften auf eine möglichst breite Grundlage des Konsenses stellen. Entsprechendes gilt für das Tarif-
recht. ... Neben der Einkommenserhöhung spielen für uns auch die Schaffung familienfreundlicher
Arbeitsbedingungen und eine leistungsgerechtere Bezahlung eine Rolle.“

Warten wir die Umsetzung der Versprechen ab -  Beteiligen ist je-
denfalls besser als Verordnen.

Das neue Dienstrecht in Hessen wird für viele Jahre Bestand haben, deshalb ist Sorgfalt und Zeit bei
der Entwicklung erforderlich. Es muss auch über die Grenzen zu anderen Ländern und dem Bund ge-
schaut werden, denn eine Abstimmung zwischen den Ländern ist unerlässlich, wenn man die Klein-
staaterei hier nicht zementieren will. Dies aber darf nicht eine Orientierung am unteren, sondern am
oberen Level sein. Denn gute Arbeit muss auch gut bezahlt werden. Die Beamtinnen und Beamten
brauchen verlässliche Grundlagen für ihre Lebensplanung die ihnen auch einen ordentlichen Lebens-
standard garantieren, insbesondere, wenn sie, wie bei den Polizeibeschäftigten, durch den Schicht-
dienst jahrelang nur eingeschränkt am gesellschaftlichen Leben teilnehmen können.

Der Koalitionsvertrag zwischen CDU und FDP gibt zur Dienstrechtsreform noch nicht viel her. Es ist
nur festgelegt, dass es sie geben wird und diesbezüglich:

ê eine Vereinfachung des Laufbahnrechts

ê die Fortentwicklung der leistungsorientierten Bezahlung (hoffentlich nicht für die Polizei, es sei
denn, mittels mehr Beförderungsmöglichkeiten, wie in Bayern); diese muss, wenn schon, on-top
aus dem Haushalt, nicht mittels Finanzierung durch die Beschäftigten erfolgen

ê Anhebung der Lebensarbeitszeitgrenzen, stufenweise um zwei Jahre (Anpassung an das Renten-
recht), besondere Altergrenzen, wie bei Polizei und Feuerwehr erfahren Sonderegelung

ê Einrichtung von Lebensarbeitzeitkonten, weil sie an der 42-Stunden-Woche festhalten wollen.

Von einer eigenen Besoldung „P“ (Polizei), wie von beiden Fraktionen vor den Wahlen bereits ge-
hört, ist hier noch nicht die Rede. Sollte die Landesregierung diese einführen wollen, bedarf dies zu-
sätzlich einer besonderen Beteiligung der Polizeigewerkschaften. Hierzu haben wir aber bereits eine
Kooperation mit BDK und DPolG. Die ersten Arbeitssitzungen verlaufen harmonisch und zielorientiert.
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Im Falle eines eigenen Dienstrechtes, Laufbahn und Besoldung für die Polizei werden wichtige Ver-
handlungspunkte jedenfalls die besondere Lebensarbeitszeitgrenze sowie die Besoldung/Versor-
gung sein. Die besondere Lebensarbeitsgrenze von 60 Jahren ist für uns nicht als Privileg eingeführt
worden, sondern trägt unseren belastenden Arbeitsbedingungen, insbesondere des jahrelangen
Schichtdienstes, Rechnung. Es darf nicht soweit kommen, dass das Motto greift „62-jähriger Polizist
sucht gleichalterigen Straftäter.“ Dies geht an der Realität vorbei. Eine Zunahme von (eingeschränk-
ter) Dienstunfähigkeit kostet auch Geld und produziert für den Bürger keine verbesserte Sicherheit.

Schaut man über die Landesgrenzen hinaus, erkennt man ein Sammelsurium an unterschiedli-
chen Regelungen. Einige Länder und der Bund übernehmen die stufenweise Erhöhung der Lebens-
arbeitszeit analog des Rentenrechtes, andere legen willkürlich Altersgrenzen fest, und das auch noch
für verschiedene Laufbahngruppen getrennt. Andere sind mutig und lassen es vorerst einmal bei den
alten Grenzen. Man weiß ja schließlich nicht, was in ein paar Jahren sein wird. Dies muss bei Verlän-
gerungen jedenfalls evaluiert werden (Revisionsklausel). Die Möglichkeit einer freiwilligen Verlänge-
rung der Lebensarbeitszeit wird auch unterschiedlich gehandhabt.

Ähnliches ist bei der Besoldung zu beobachten.
Einige Länder behalten bei der Polizei den mittleren Dienst, andere nicht. Der Bund hat schon

durch die letzte Übernahme des Tarifergebnisses des TVöD (zur Erinnerung: insgesamt 8%) eine hö-
here Vergütung zahlt, hat nun in seiner Grundgehaltstabelle die Stellenzulage sowie die Sonderver-
gütung (Weihnachtsgeld) integriert. Dies gibt zum einen Sicherheit, dass diese Zulagen nicht einfach
gestrichen werden können, zum anderen sind diese damit auch für die Versorgungsberechnung ge-
sichert.

Bayern will die Polizeizulage beibehalten und auch ruhegehaltswirksam stellen. Die meisten ande-
ren nicht. Bei einer eigenen Besoldung „P“ kann es deshalb nur heißen: Stellen- und Polizeizulage als
auch das verbliebene Weihnachtsgeld in das Grundgehalt einbauen. Dies gibt Sicherheit, nicht nur
für das Arbeitsleben, sondern auch für den Ruhestand.

Dazu noch ordentliche Stellenpläne und einfache Beurteilungs- sowie Versetzungsrichtlinien, und
die Polizei könnte sich auf Jahre hinaus ihrer originären Arbeit widmen und bräuchte sich nicht mehr
mit sich selbst zu beschäftigen. Auch dies würde Finanzmittel einsparen.

Es darf nicht so weit kommen, dass verschiedene Länder, die mehr Finanzspielraum haben, ande-
ren, wie zur Zeit schon bei den Lehrern Praxis, Polizisten/Innen abwerben. Sicherheit ist ein hohes Gut
und sollte allen Bundesbürgern gleichermaßen zur Verfügung stehen.

Dass einige Bundesländer die Anzahl der Laufbahnen verringern, die Laufbahngruppen zusam-
menfassen (1= einfacher und mittlerer Dienst, 2 = gehobener und höherer Dienst) sei an dieser Stel-
le nur vollständigkeitshalber erwähnt.

Damit soll es für die erste Ausgabe 2009 erst einmal genug sein. Bei weiteren Erkenntnissen erfol-
gen an Euch auch die entsprechenden Informationen.

Euch allen viel Glück im Jahr 2009 und bleibt gesund.

Euer

Ewald Gerk

BZG-Osthessen

Jörg Schumacher

BZG-Südosthessen

Vorwort
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Groß-Demo in Hannover

Wir waren dabei!
GdP-Teilnehmer aus Hessen unterstützen die Kolleginnen und Kollegen in
Hannover bei der Durchsetzung ihrer Gehaltsforderungen.

Am 03.02.2009 veranstaltete
die GdP Bund, ver.di, GEW und
dem DBB einen bundesweiten
Aktionstag in Hannover.

Rund 14.000 Beschäftigte des öf-
fentlichen Dienstes, darunter nahe-
zu 5 000 in der Gewerkschaft der
Polizei (GdP) organisierte Tarifbe-
schäftigte, Polizistinnen und Polizis-
ten aus dem ganzen Bundesgebiet,
haben in einer machtvollen Demon-
stration in Hannover die Forderung
der Gewerk- schaften des öffentli-
chen Dienstes nach einer Einkom-
menssteigerung von 8 Prozent, min-
destens aber 200 Euro, für jeden
Beschäftigten der Länder eindrucks-
voll untermauert. Auch wir von der
Bezirksgruppe Südosthessen waren
dabei!

Mit zwei Kleinbussen starteten wir
am frühen morgen von Offenbach
über Hanau und Gelnhausen in
Richtung Hannover. Kurz vor Kassel
haben wir eine Rast eingelegt und es
gab, wie bei allen gewerkschaftli-
chen Veranstaltungen der BZG Süd-
osthessen, die allseits bekannte
gute Rhöner Wurst. Kaffee und „Er-
frischungsgetränke“ gab es auch in
ausreichender Menge. Für uns steht
außer Frage, dass bei solchen Ver-
anstaltungen natürlich der Spaß-
und Unterhaltungsfaktor eine wich-
tige Rolle spielen muss. Gegen
11.00 Uhr trafen wir auf dem Schüt-

zenplatz, dem Aufstellungsplatz des
Umzuges, in Hannover ein. Die
hohe Anzahl der dort abgestellten
Busse ließ sofort erahnen, dass sich
zahlreiche Beschäftigte des öffentli-
chen Dienstes aus der ganzen Bun-
desrepublik in Hannover eingefun-
den hatten.

Im gemeinsamen Block der Hes-
sen GdP, unter ihnen auch zahlrei-
che Mitglieder des Landesvorstan-
des marschierten wir in einem
endlosen Demo-Zug zum Opern-
platz in die Innenstadt. Was für ein
Aufzug!

Die grünen Fahnen der GdP, die
immer zahlreicher wurden, fanden
ein reges Interesse, sowohl der an-
deren Gewerkschaften als auch
zahlreicher Fotografen und Presse-
vertreter.

Lang und breit war er, viel beach-
tet von zahlreichen Schaulustigen –
Aufsehen hat er erregt-, das lässt
sich wohl nicht bezweifeln!!!

Mittendrin wir von der GdP, der
„grüne Block“. Klasse sahen wir
aus, in unseren gelb/grünen Signal-
farbenjacken, die nicht zu überse-
hen waren, ergänzt von unseren
grünen und schwarzen GdP-Käppis.
Zahlreich auch die Teilnehmer, die
in Uniform an der Kundgebung und
am Demozug teilnahmen. Eine Tat-
sache, die derzeit in Hessen noch
ein „Diszi“ nach sich ziehen würde.

Auf dem Opernplatz eine impo-
sante Bühne, eine Musikgruppe als
unschlagbarer Stimmungsmacher
mit Musik, die weder jung noch alt
ruhig stehen ließ. Man hatte das
Gefühl, der Opernplatz pltzt aus al-
len Nähten.

Es folgten klare Worte von Ge-
werkschaftsvertretern in Richtung
Politik. Kämpferisch, emotionalisiert
und doch klar durchdacht und
strukturiert.

Wir mitten drin, genau vor der
Bühne, immer im Blickpunkt vieler
Kameras. Die Polizei fand deutliche
Beachtung.

Teilnehmer aus Südosthessen bei der Groß-Demo in Hannover.

Frühstückspause.
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“In den letzten zehn Jahren ha-
ben die Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes Verzicht leisten müs-
sen und die Haushalte konsolidiert.
Unsere Kolleginnen und Kollegen
dürfen nicht wieder Opfer vorge-
schobener Sparzwänge werden.
Wir stemmen uns jetzt mit aller
Macht dagegen, dass wir auch noch
die Zeche für das geldgierige und
skrupellose Handeln von Kapitalis-
ten-Junkies bezahlen sollen. Mit
dem Sparen muss jetzt Schluss
sein!”, rief GdP-Vorsitz- ender Kon-
rad Freiberg auf dem Opernplatz in
Hannover den Demonstrantinnen
und Demonstranten zu.

Dieser überwältigende Protest
der Beschäftigten, so Freiberg, sei
das unmissverständliche Signal an
die öffentlichen Arbeitgeber: “Bis
hierher und nicht weiter!” Man habe
den Beschäftigten vor den Kopf ge-

stoßen, die gemeinsame Forderung
von GdP, ver.di, GEW und
dbb-Tarifunion brüsk als “nicht von
dieser Welt” und als “unverhandel-
bar” zu bezeichnen. Es sei zudem
eine Unverfrorenheit, dass nach
zwei Verhandlungsrunden noch im-
mer kein Gegenangebot vorläge.
Nun müssten die Verhandlungsfüh-
rer der Länder Finanzminister Möll-
ring (Niedersachsen), Linssen
(Nordrhein-Westfalen) und Speer
(Brandenburg) sich bewegen. Frei-
berg: “Angesichts tausender zorni-
ger Beschäftigen heute in Hannover
und vieler Warnstreiks in ganz
Deutschland stellt sich die Frage,
worauf die Herren denn noch war-
teten?”

Eine mitreißende Rede unseres
Bundesvorsitzenden. Wichtig war
es, Flagge zu zeigen, denn auch in
Hessen stehen Tarifverhandlungen

an, auf die das Ergebnis der TdL
Einfluss haben wird.

Trotz der langen Anfahrt eine, aus
meiner Bewertung heraus, eine ge-
lungene Veranstaltung.

Wann ist eigentlich eure
Schmerzgrenze erreicht? Wann seid
ihr mit dabei, um für gerechte Ent-
lohnung und Versorgung, die Tag
für Tag mehr dem Reallohnverlust
unterliegt, zu kämpfen? Sprecht uns
an, die nächsten Demos sind schon
in Planung.

Wir wollen 8 Prozent -

mindestens 200 Euro mehr

Matthias Schack
Kreisgruppe Offenbach

Groß-Demo in Hannover

Polizei ist kein Freiwild
Mehr Achtung und Respekt vor

dem Gesetz und ihren staatlichen
Vertretern hat die Gewerkschaft der
Polizei (GdP) gefordert. Polizeibe-
amte würden oft als Freiwild ange-
sehen – auf der Straße ebenso, wie
im Gerichtssaal. Die GdP fordert
höhere Strafen für Körperverlet-
zung, Widerstand gegen die Staats-
gewalt und Angriffe auf Polizeibe-
amtinnen und -beamte. Die Zahl
der Widerstände habe, so Freiberg,
seit 2000 um über 25 Prozent auf
26.782 in der aktuellen Polizeili-
chen Kriminalstatistik registrierte Ta-
ten zugenommen.

Viele Kolleginnen und Kolle-
gen machen zudem vor Gericht
die Erfahrung, dass es sich meist
nicht lohnt, Beleidigungen oder
Widerstandshandlungen, die sie
im Dienst erleben, überhaupt
anzuzeigen.

Das Ausmaß, dass die Werte-
und Normenerosion in der Gesell-
schaft mittlerweile annehme, sei
enorm und umfasse alle Schichten
der Bevölkerung. Wenn dagegen
nichts unternommen wird, kann
diese Entwicklung für unsere Gesell-
schaftsordnung, unsere Demokratie

und für jeden Einzelnen sich als grö-
ßere Gefahr erweisen, als der
Terrorismus.

Die GdP forderte die Innenminis-
ter auf, die kriminologische For-
schung über Gewalt gegen Polizei-
beamtinnen und -beamte wieder
aufzunehmen und nicht auf im

Dienst getötete Beamte zu be-
schränken. Freiberg: „Die letzte
Studie datiert aus dem Jahr 2000.
Sie muss fortgeschrieben werden.
Die Innenpolitiker sollten sich nicht
dem Verdacht ausliefern, ihnen sei
dieses Thema unangenehm.“

GdP fordert besseren Schutz
Die seit Jahren zu beobachtende Zunahme der Gewalt gegen Polizeibe-

amtinnen und –beamte darf nach den Worten des Bundesvorsitzenden der
Gewerkschaft der Polizei (GdP), Konrad Freiberg, nicht weiter hingenom-
men werden.

Freiberg: „Wir fordern die Innenministerkonferenz auf, die kriminologi-
sche Forschung über Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und -beamte wie-
der aufzunehmen. Die letzte Studie datiert aus dem Jahr 2000. Sie muss
fortgeschrieben werden. Die Innenpolitiker sollten sich nicht dem Verdacht
ausliefern, ihnen sei dieses Thema unangenehm.“

Gleichzeitig erneuerte der GdP-Vorsitzende die Forderung seiner Orga-
nisation nach höheren Strafen für Körperverletzung, Widerstand gegen
die Staatsgewalt und Angriffe auf Polizeibeamtinnen und -beamte. Frei-
berg: „Unvermittelte Angriffe auf Gesundheit und Leben meiner Kollegin-
nen und Kollegen sind polizeilicher Alltag.

Sie setzen sich stellvertretend für alle Bürgerinnen und Bürger diesen
Gefahren aus. Deshalb muß allen potenziellen Straftätern klargemacht
werden: Bei einem Angriff auf einen Polizeibeamten kommt keiner mit So-
zialstunden oder Bewährung davon.“
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Tarifrunde 2009

Vertretbares Ergebnis: Fünf Prozent mehr
Für den öffentlichen Dienst der

Länder gibt es eine Tarifeinigung.
Arbeitgeber und Gewerkschaften
haben im Tarifstreit um den öffentli-
chen Dienst der Länder einen Kom-
promiss erzielt. Unbefristete Streiks
sind damit abgewendet. Die Ein-
kommen der 700.000 Beschäftig-
ten der Länder werden in zwei Stu-
fen um rund fünf Prozent, verteilt auf
zwei Jahre, steigen.

Aus diesen Schritten errechnet
sich ein Gesamtvolumen von etwa
fünf Prozent. Der Sockelbetrag
schlägt mit rund 1,6 Prozent zu Bu-
che. Berücksichtigt man dazu noch
den tabellenwirksamen Einbau der
Leistungszulage, beträgt das Volu-
men über die gesamte Laufzeit so-
gar 5,8 Prozent.

Auszubildende erhalten 60 Euro
ab 1. März 2009 und noch einmal
1,2 Prozent ab 1.März 2010. Im Ta-
rifgebiet Ost werden zum 1. Januar
2010 alle Entgelte auf 100 Prozent
des Westniveaus angepasst.

GdP-Vorsitzender Konrad Frei-
berg: „Das ist ein vertretbares Er-
gebnis angesichts der sehr schwieri-
gen Rahmenbedingungen,
besonders für die unteren Einkom-
mensgruppen. Ich freue mich, dass
wir zudem erreichen konnten, dass
die Einkommenserhöhungen zeit-

gleich für Ost und West gelten. Wir
fordern die Länder auf, das Ergeb-
nis zeit- und inhaltsgleich für die Be-
amtinnen und Beamten zu überneh-
men.“

Anmerkung für Hessen:

Für Hessen gilt nach wie vor
die Forderung nach 8 Prozent,
mindestens aber 200 Euro. Un-
sere Bedingungen sind auch et-
was anders, da wir in Hessen
keine Leistungsbezahlung (gem.
§ 18 TV-L ) haben. Diese Lei-
stungsbezahlung ist in das Tarif-
ergebnis mit einbezogen wor-
den.

Wir brauchen kein neues Ver-
handlungsergebnis vorzulegen.
Wir haben unsere Forderung
bereits mitgeteilt.

Und die zeit- und inhaltsglei-
che Übertragung für die Beam-
tinnen und Beamten wird unsere
Bedingung sein. Wortbruch, wie
im letzten Jahr, werden wir nicht
kommentarlos hinnehmen!

GdP-Bundesvorsitzender Freiberg (links)
während der Pressekonferenz im Anschluss
an die Tarifeinigung. (Foto gdp)

Das Verhandlungsergebnis
im Einzelnen:
q Einmalzahlung insgesamt 40

Euro für Januar und Februar
2009,

q Sockelbetrag 40 Euro ab 1.
März 2009,

q anschließend 3,0 Prozent ab 1.
März 2009 1,2 Prozent ab 1.
März 2010,

q keine Abkopplung des Tarifge-
bietes Ost

q Auszubildende 60 Euro ab 1.
März 2009 und noch einmal 1,2
Prozent ab 1. März 2010

q Laufzeit bis 31. Dezember 2010

Alimentation kinderreicher Familien
In seinem Urteil ist das Bundes-

verwaltungsgerichtes zu einer völlig
anderen Auffassung gelangt. Es
setzt sich intensiv mit der bisher er-
gangenen Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts ausein-
ander und stellt dabei grundsätzlich
durchaus eine unterschiedliche
Rechtslage nach dem 01.01.2000
im Verhältnis zu dem Zeitraum vor
dem 01.01.2000 fest. Nach Auffas-
sung des Bundesverwaltungsge-
richts sei das Bundesverfassungsge-
richt in seiner Entscheidung aus
November 1998 sehr weit gegan-
gen und habe eine Anspruchs-
grundlage aufgrund von Rechtspre-
chung geschaffen im Gegensatz zu

einer normalerweise existierenden
Anspruchsgrundlage für die Besol-
dung aufgrund Gesetzeslage.
Trotzdem legt das BVerwG die Ent-
scheidung des Bundesverfassungs-
gerichts so aus, dass dadurch das
Erfordernis der zeitnahen Geltend-
machung (im laufenden Haushalts-
jahr) nicht aufgehoben sei. Nach
seiner Auffassung soll dies auch gar
nicht möglich sein, da die jetzt ge-
schaffene Anspruchsgrundlage
(aufgrund von Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts) ein Mi-
nus sei gegenüber der „normaler-
weise“ existierenden Anspruchs-
grundlage, also einem Gesetz.

Das Bundesverwaltungsgericht folgt
der überwiegenden Mehrzahl der
Oberverwaltungsgerichte, die bis-
her alle gleichlautend wie das
BVerwG entschieden haben. Da die
Auslegung des Bundesverfassungs-
gerichtsurteils in der Rechtspre-
chung bundesweit so eindeutig ab-
lehnend ist, steht nicht zu erwarten,
dass das BVerfG jetzt von seiner bis-
herigen Rechtspraxis (bis zum 01.
Januar 2000) abweichen wird.
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Kreisgruppe Vogelsberg

Rudolf Dippel für langjähriges Gewerkschafts-
engagement geehrt

Im Rahmen der kürzlich statt-
gefundenen Jahreshauptver-
sammlung der Gewerkschaft der
Polizei, Kreisgruppe Vogelsberg
wurde Rudolf Dippel aus
Schwarz vom Landesvorsitzen-
den der GdP Hessen, Jörg Bruch-
müller, für 50 Jahre aktive Mit-
gliedschaft geehrt.

Zuvor gedachte die Versamm-
lung jedoch dem langjährigen
Kreisgruppenmitglied Karl Hill, der
im letzten Jahr im Alter von 86 Jah-
ren verstorben ist. Bis zuletzt war
Karl Hill ein aktives Mitglied der Ge-
werkschaft und nahm regelmäßig
an den Veranstaltungen der Kreis-
gruppe teil.

Der Kreisgruppenvorsitzende
Wolfgang Denke-Otterbein ließ es
sich nicht nehmen, die Verdienste
von Rudolf Dippel in seiner Lauda-
tio zu würdigen.

In den 50 Jahren Mitgliedschaft
wurden zahlreiche Ämter von Rudi
übernommen. In der Gewerkschaft
hat er neben dem Amt des stellver-
tretenden Vorsitzenden auch jahre-
lang die Führung als Vorsitzender in
der damaligen Kreisgruppe Lauter-
bach übernommen. Bis heute ist er
als Seniorenvertreter im Vorstand
aktiv.

Weiterhin konnte er als
GdP-Vertreter im Personalrat der Po-
lizei im Vogelsberg und im damali-
gen Gesamtpersonalrat beim Land-
rat des Vogelsbergkreises die
Interessen der Kolleginnen und Kol-
legen vertreten.

In den insgesamt 35 Jahren Per-
sonalratsarbeit wirkte Rudolf Dippel
alleine 18 Jahre als Vorsitzender
des örtlichen Personalrats der Poli-
zei. 20 Jahre Vorsitzender des Ge-
samtpersonalrats beim Landrat des
Vogelsbergkreises prägte er durch
seine Tätigkeit. Auf überörtlicher
Ebene vertrat Dippel 13 Jahre die
Interessen der Beschäftigten aus
dem Vogelsberg im Bezirksperso-

nalrat beim Regierungspräsidium in
Gießen.

Für diese Verdienste wurde ihm
bereits 1987 der Ehrenbrief des
Landes Hessen durch den damali-
gen Landrat Dr. Jochen Zwecker
verliehen.

Jörg Bruchmüller gratulierte dem
Jubilar recht herzlich und lobte das
hohe Engagement für die Gewerk-
schaft der Polizei durch Rudolf Dip-
pel. Eine Ehrenurkunde und Ehren-
nadel wurden ihm dafür verliehen.
Von der Kreisgruppe erhielt Rudi
noch ein schönes Präsent.In seinen
Dankesworten versäumte es Rudi
Dippel nicht, den Anwesenden  ...

Gut besucht war die Jahreshauptversammlung im Gasthof “Graulich” in Rainrod.
Helmut Hasenpflug (mittleres Bild-rechts) wurde ebenfalls für 25-jährige GdP-Mitgliedschaft
geehrt.

Kreisgruppenvorsitzender Wolfgang Den-
ke-Otterbein während seines gewerkschaft-
lichen Berichts.
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… die Wichtigkeit von aktiver Ge-
werkschaftsarbeit deutlich zu ma-
chen. Nicht nur die reine Mitglied-
schaft (ist natürlich auch schon sehr
wichtig), sondern selbst Engage-
ment für die Kolleginnen und Kolle-
gen an den Tag zu legen. Für die In-
teressen aller einzutreten, ist heute
nicht mehr selbstverständlich. Nur
wenn alle zusammenstehen, lässt
sich gegenüber dem Arbeitgeber et-
was durchsetzen. So wurde in der
Vergangenheit, auch gegen hartnä-
ckige Widerstände, vieles durchge-
setzt, wovon die heutigen Kollegin-
nen und Kollegen immer noch
profitieren. Nicht nur die sog.
„Funktionäre“, sondern normale
Mitglieder müssten schon dafür sor-
gen, dass „Nichtmitglieder“ in einer
Gewerkschaft von der Notwendig-
keit der Gewerkschaftsarbeit über-
zeugt werden und beitreten.

Für 25 Jahre Mitgliedschaft in der
Gewerkschaft der Polizei (GdP) wur-
den weiterhin geehrt:

Helmut Hasenpflug, Volker
Gnau, Gerlinde Hehlgans und
Günter Neeb.

In seinem Rechenschaftsbericht
ging Wolfgang Denke-Otterbein
auf die im Berichtszeitraum stattge-
fundenen Ereignisse ein. Verschie-
dene Vorstandssitzungen, unter an-
derem mit dem Landtagsab-
geordneten Manfred Görig (SPD)
im letzten Sommer, wurden abge-
halten.

Ein PC-Seminar an der Vogels-
bergschule mit dem Thema: “Out-
look” fand reges Interesse. Die Teil-

nahme an Bezirksgruppenver- an-
staltungen, Delegiertentagen, ver-
schieden Kundgebungen und De-
monstrationen, aber auch als
herausragende Aktion die sog.
Postkartenaktion zum Thema Stel-
lenabbau bei der Polizei wurden
ausführlich dargestellt.

Natürlich kam auch das „Geselli-
ge“ nicht zu kurz. Tipp-Kick-Tur-
nier, Spanferkelessen mit Stamm-
tisch, Brauereibesichtigung und
eine Zweitagesfahrt nach Dresden
standen auf dem Programm.

Ein weiterer größerer Tagesord-
nungspunkt war die Stellensituation
bei der Polizei im Vogelsberg. Insbe-
sondere hatten ja Lauterbacher Kol-
legen in anonymen Schreiben der
Öffentlichkeit Missstände in der Be-
setzung bzw. Abzug von Planstellen
im Schichtdienst mitgeteilt.

Die GdP hatte seit Jahren von
dieser Entwicklung immer wieder
gewarnt auch in der Presse berichtet
und Abhilfe gefordert. Einstellung
von Wachpolizei auf Vollzugsstel-
len, Personalver(nicht- ungsstelle)
PVS, Stellenverlagerungen, alles
das wurde immer wieder darge-
stellt.

Auch Politiker wurden über die
Veränderungen (nicht zum Vorteil)
im Bereich Vogelsberg im Stellen-
plan des Polizeipräsidiums Osthes-
sen informiert.

Im Anschluss trugen die Kassen-
prüfer ihren Prüfungsbericht vor
und bescheinigten dem Kassenwart
Herbert Fischer eine sehr ordentli-
che und gewissenhafte Kassenfüh-
rung. Auf Antrag der Kassenprüfer
wurde einstimmig Entlastung erteilt.

Jörg Bruchmüller berichtete der
Versammlung umfangreich aus
Sicht der GdP über die Geschehnis-
se im Lande Hessen. Die Verhand-
lungen im Tarifbereich sind im vol-
len Gange und Jörg Bruchmüller
versprach den Anwesenden, dafür
zu kämpfen, dass am Ende für die
Tarifbeschäftigten ein gutes Ergeb-
nis erzielt wird.

Ebenso nutzte Ewald Gerk als Be-
zirksgruppenvorsitzender die Gele-
genheit, die Betrachtung verschie-

dener Vorgänge im Polizeipräsidi-
um Osthessen als Gewerkschaft
vorzunehmen. Insbeson- dere die
Berechnung des Personals auf-
grund der Arbeitsbelastung und de-
ren Umsetzung im PP Osthessen
waren ein Thema. Hierbei war die
Polizeidirektion Vogelsberg nicht so
schlecht weggekommen und es
müsste eigentlich ein Personalzu-
wachs stattfinden.

Bleibt abzuwarten, ob die
Umsetzung der Ergebnisse
auch 1:1 stattfinden.

Die erfolgreiche Seniorenarbeit
in der Kreisgruppe spiegelt sich in
diversen Veranstaltungen wider.
Stammtisch alle zwei Monate und
zusätzliche Termine mit Partnern
(kleine Fahrten, Besichtigungen, ge-
mütliches Beisammensein) sind im-
mer gut besucht.

Auch die Teilnahme an der Senio-
renveranstaltung der Bezirksgruppe
jedes Jahr wird immer gerne zahl-
reich wahrgenommen.

Zum Schluss dankte der Vorsit-
zende allen Teilnehmern für ihr Er-
scheinen, dem Vorstand für die ge-
leistete Arbeit und wünschte sich für
die Zukunft eine weiterhin konstruk-
tive und zum Wohle aller Mitglieder
der Kreisgruppe zielführende Tätig-
keit im Kreisgruppenvorstand.

W. Denke-Otterbein
Kreisgruppenvorsitzender

Landesvorsitzender Jörg Bruchmüller (rechts)
gratuliert Rudolf Dippel (links) recht herzlich
und überreicht ihm die Ehrenurkunde.

Kreisgruppe Vogelsberg
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...aus der Politik

Auf den ersten Blick gute Ansätze
Koalitionsvereinbarung von CDU und FDP

Am Sonntag, 27. Januar 2009
haben sich die hessischen Wäh-
lerinnen und Wähler mehrheit-
lich für eine bürgerliche Regie-
rung von CDU und FDP aus-
gesprochen.

Schon in der darauffolgenden
Woche begannen die Koalitionsver-
handlungen. Bei der konstituieren-
den Sitzung des Landtages wurde
Roland Koch erneut zum neuen
Hessischen Ministerpräsidenten ge-
wählt.

Die veröffentliche Koalitionsver-
einbarung von CDU und FDP hat
aus unserer Sicht zwei wesentliche
Aussagen. Die sind zum einen die
Aussagen zum Haushalt. Dazu
heißt es in der Koalitionsvereinba-
rung:

Alle Vereinbarungen über zusätz-
liche Ausgaben stehen daher unter
dem Vorbehalt, dass durch sie das
Ziel des ausgeglichenen Haushalts
nicht gefährdet wird. ... Im Falle ei-
ner grundsätzlichen Steuerreform
sind wir bereit, von diesem Grund-
satz abzuweichen, wenn zumindest
mittelfristig ein ausreichendes Steu-
eraufkommen gesichert ist. CDU
und FDP vereinbaren:

q Wir halten am Ziel der Beendi-
gung der Nettoneuverschuldung
fest. ... Diese außergewöhnli-
chen Defizite müssen durch gro-
ße Konsolidierungsanstrengun-
gen und bessere
Steueraufkommen im nächsten
Aufschwung zunächst abgear-
beitet werden.

q Die Zielsetzung des Abbaus der
Verschuldung zwingt uns zu ein-
schneidenden Maßnahmen in
der Haushaltswirtschaft:

q Wir werden trotz zusätzlicher
Personalstellen in den Bereichen
Bildung und innere Sicherheit si-
cherstellen, dass die Zahl der
Stellen im Landeshaushalt in
dieser Legislaturperiode nicht
wächst. ...

In puncto Innere Sicherheit wur-
den ab Seite 59 Aussagen zu den
beabsichtigten Maßnahmen der Re-
gierungskoalition gemacht. So
heißt es: „... Die Erfolge in der inne-
ren Sicherheit sind ganz wesentlich
auf die hohe Motivation und Ein-
satzbereitschaft bei der Polizei und
in den Sicherheitsbehörden zurück-

zuführen. Ihre Arbeit gilt es durch
personelle, technische, strategische
und rechtliche Maßnahmen weiter
konsequent zu unterstützen. ...“

Auf den fortfolgenden Seiten sind
weitere Aussagen zu Einzelmaß-
nahmen getroffen worden. So soll
die Stärkung des Polizeidienstes
fortgesetzt und in diesem Jahr ins-
gesamt 550 Polizeianwärter einge-
stellt werden. Da für die Neueinstel-
lungen nicht ausreichend
Ausbildungsplanstellen vorhanden
sind, wurden im Februar 2009 die
nicht besetzten Planstellen des poli-
zeilichen Einzeldienstes eingesam-
melt und sollen (hoffentlich) zeitlich
begrenzt für die Polizeianwärter ge-
nutzt werden.

Die Einstellung von zusätzlichen
150 Wachpolizisten auf neu zu
schaffenden Angestelltenstellen
und darüber hinaus sollen weitere
200 Angestelltenstellen zur Verfü-
gung gestellt werden, damit Polizei-

vollzugsstellen frei werden, die der-
zeit von bereits in der Vergangen-
heit eingestellten Wachpolizisten
besetzt sind.

Zur Bewertung der neuen Tarif-
stellen für die Wachpolizei ist keine
Aussage getroffen worden. Bleibt zu
hoffen, dass damit endlich eine aus-
reichende Anzahl an BAT Vc-Stellen
zur Verfügung gestellt wird, um be-
reits die, bei der Einstellung der
Wachpolizisten in Aussicht gestell-
ten Ein-/Höhergruppierungen vor-
nehmen zu können.

Auch ist keine Aussage darüber
getroffen worden, wie die freiwer-
denden Polizeivollzugsstellen ver-
wandt werden. Da seiner Zeit Stel-
len des polizeilichen Einzel-
dienstes, in der überwiegenden An-
zahl aus dem Streifen- und Ermitt-
lungsdienstes, dafür genutzt wur-
den ist es nicht mehr als recht, dass
diese auch wieder in den Streifen-
und Ermittlungsdienst zurückflie-
ßen.

Für die weiteren Stellenzusagen,
die für die Einstellung von Spezialis-
ten für Wirtschaftskriminalität, Kri-
minaltechnik und Informations-/Te-
lekommunikationstechnik benötigt
werden, müssen folglich neue Plan-
stellen im kommenden Haushalt
geschaffen werden. Ebenso verhält
es sich mit den, vor der Landtags-
wahl ins Leben gerufenen „Netz-
werken gegen Gewalt“ und den da-
mit einhergehenden Stellenbedarf
bei der Polizei.

Bleibt zu hoffen, dass die, für die
Innere Sicherheit positiven Maß-
nahmen sich für die hessische Poli-
zei nicht als Mogelpackungen er-
weisen, weil die Maßnahmen
wieder einmal von der Polizei be-
zahlt werden müssen.

Ewald Gerk
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Wie immer gut besucht! Kreisgruppe Fulda trifft sich
in Steinau

Wie immer gut besucht! Kreis-
gruppe Fulda trifft sisgruppe
Fulda sind wie immer gut be-
sucht. Interessante Themen, In-
formationsaustausch und Eh-
rung verdienter Gewerkschafts-
mitglieder sind Garant für einen
kurzweiligen Abend.

Neben dem Landesvorsitzender
Jörg Bruchmüller konnte Kreisgrup-
penvorsitzender Thomas Scheunert
auch den BZG-Vorsitz- enden Ewald
Gerk begrüßen.

Bevor Thomas Scheunert seinen
gewerkschaftlichen Bericht abgab,
wurde derer gedacht, die im ver-
gangenen Jahr verstorben sind.
Stellvertretend sei an dieser Stelle
Maria Exner genannt. Sie wurde 93
Jahre alt und war die Witwe eines,
im Dienst tödlich verunfallten Kolle-
gen. Maria Exner hätte in diesem
Jahr ihr 60jähriges Gewerkschafts-
jubiläum begangen.

Die Aussagen der Parteien im
Verlauf der Veranstaltung „Wahl-
prüfsterne“ nahm Thomas Scheu-
nert zum Anlass und gab einen Aus-
blick auf die anstehenden
Koalitionsverhandlungen zwischen
CDU und FDP. Das die beiden Par-
teien für die Beschäftigten des öf-
fentlichen Dienstes keine „großen
Sprünge“ machen werden wurde
bereits zu Anfang der Veranstaltung
in Frankfurt deutlich. Zufrieden
zeigte sich Thomas Scheunert mit
der Beteiligung. Die Bezirksgruppe
hatte einen Bus organisiert, der gut
besetzt war.

Fast genau vor einem Jahr veran-
staltete die GdP Hessen eine Unter-
schriftenaktion, um auf die verhee-
rende Personalmisere hinzuweisen.
Von den landesweit 36000 Postkar-
ten stammte ein nicht unbeträchtli-
cher Teil aus der osthessischen Regi-
on.

Wie schnell gewerkschaftliche
Aktionen Betroffenheit auslösen
kann, wurde an der Prangeraktion
des DGB zum 1. Mai 2007 deutlich.
Der hiesige Finanzinvestor Helmig

konnte es nicht ertragen, dass er vor
dem Hotel „Kurfürst“ an den Pran-
ger gestellt wurde. In der Berufungs-
verhandlung vor dem Landgericht
Kassel sah das alles anders aus. Als
Person der relativen Zeitgeschichte,
wie ihn der vorsitzende Richter be-
zeichnete, muss man eben mehr
hinnehmen. Schließlich schloss
man einen Vergleich, die Gewerk-
schafter verließen als „Punktsieger”
das Feld.

Regional stoßen die Aufkündi-
gung der Dienstvereinbarungen
durch PP Sauer zu Unverständnis,
zumal der Polizeipräsident keinen
nachhaltigen Dialog mit dem Perso-
nalrat pflegt. Im Anschluss gab Tho-
mas Scheunert noch einen Ausblick
auf die Beförderungsrunde 2009.

Im Anschluss wurde, für den er-
krankten Kassierer Holger Bach-
mann der Kassenbericht vorgele-

sen. Herbert Bensing trug das Er-
gebnis der Kassenprüfung vor und
beantragte die Entlastung, dem
auch Zustimmung erteilt wurde.

Bei den sich anschließenden Eh-
rungen wurden für:

25-jährige Gewerkschaftszuge-
hörigkeit: Ewald Baufeld, Udo
Grösch, Harald Höfer, Ha-
rald-Josef Janßen, Walter
Schmitt, Michael Otto,

40-jährige Gewerkschaftszuge-
hörigkeit: Eduard Kramm, Josef
Fischer, Reiner Deberle, Otto
Naderer.

50-jährige Gewerkschaftszuge-
hörigkeit: Heinrich Lorenz,

Kreisgruppe Fulda

Gut besucht.
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60-jährige Gewerkschaftszuge-
hörigkeit: Hans Hartmann (der
leider krankheitsbedingt verhindert
war)
geehrt. Die Ehrungen nahmen der
Landesvorsitzende Jörg Bruchmül-
ler und der BZG-Vorsitzende Ewald
Gerk vor. In seinen Worten dankte
Bruchmüller den Jubilaren und gab
einen Rückblick auf die vielen Aktio-
nen der GdP in den zurückliegen-
den 50 Jahren.

Neben der Postkartenaktion
machte Jörg Bruchmüller Ausfüh-
rungen zu den letztjährigen Tarif-
und Gehaltserhöhungen. Das hes-
sische Chaos auf der landespoliti-
schen Bühne war ebenso Gegen-
stand seiner Ausführungen wie die
aktuelle Finanzkrise. Bei der bevor-
stehenden Tarifrunde in Hessen,
müssen die Beschäftigten eine an-
sehnliche Tariferhöhung erhalten.
Wer den Menschen sprichwörtlich
„Geld auf die Hand gibt“ kurbelt
nachhaltig die Binnennachfrage an.
Daneben war die Dienstrechtsre-
form in Hessen und die damit ein-
hergehenden Verhandlungen ein
spannender Abschnitt seiner fast

einstündigen Ausführungen. Die
Kooperation mit dem BdK und
DPolG sei notwendig und zielfüh-
rend im Sinne der Beschäftigten.
Nur so lasse sich das Bestmögliche
in den Verhandlungen mit der Poli-
tik erreichen. In diesen Verhandlun-
gen stehen neben dem Zulagenwe-
sen auch die Wochenarbeitszeit und

die Grundstrukturen der Beamten-
besoldung auf der Tagesordnung.
Darüber hinaus dürfe auch der Ta-
rifbereich nicht vergessen werden.
Durch den Austritt Hessens aus der
Tarifgemeinschaft müsse in den
Verhandlungen positives und rich-
tungweisendes für die Tarifbeschäf-
tigten erreicht werden. Die heutigen
Arbeitsplatzbeschreibungen sind
überwiegend mehrere Jahrzehnte
alt und spiegeln die heutigen Tätig-
keiten der Polizeibeschäftigten nicht
immer wieder.

Nach einem interessanten und
kurzweiligen Abend schloss Thomas
Scheunert die Jahreshauptver-
sammlung und versprach den An-
wesenden ein sprichwörtlich „span-
nendes und ereignisreiches Jahr“.

Ewald Gerk

Kreisgruppe Fulda

25-jähriges Gewerkschaftsjubiläum v.l.: Kreisgruppenvorsitzender Thomas Scheunert, Ewald
Baufeld, Walter Schmitt, Harald Höfer, Harald Janßen, Michael Otto und Landesvorsitzender
Jörg Bruchmüller.

Für 50 Jahre Gewerkschaftszugehörigkeit wurde
Heinrich Lorenz (Bildmitte) geehrt.

40 Jahre gehören Reiner Deberle (zweiter von links) und Josef Fischer (zweiter von rechts) der
Gewerkschaft an.

Bundesarbeitsgericht: E-Mail Wer-
bung in Dienststellen erlaubt!

In einer Pressemeldung des BAG
v. 20.01.2009 wird auf eine Ent-
scheidung hingewiesen, in der
E-Mail-Werbung und Information
unter Nutzung des dienstlichen/be-
trieblichen E-Mail-Systems für eine
Gewerkschaft als zulässig betrach-
tet wird.

Diese Frage hatte u. a. auch in
Tarifrunde 2008 im Bereich des
TVöD eine Rolle gespielt. Hier stand
in Frage, ob man Streikaufrufe per
E-Mail versenden darf. Vorbehalt-
lich der Lektüre des vollständigen

Textes wird man das wohl nach
Maßgabe dieser Entscheidung als
zulässig einstufen können, da aus-
drücklich „Werbung und Informa-
tionen“ erfasst sind.

Der Hinweis des BAG, dass der
Versand der E-Mails nicht zu nen-
nenswerten Störungen des Betriebs-
ablaufes führen darf, bezieht sich
offensichtlich auf den technischen
Vorgang des Versendens und nicht
den Inhalt der Mail.

(Az.: 1 AZR 515/08)
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Kriminalstatistik

Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) 2008 veröffentlicht
Höhere Aufklärungsquote bei zurückgehender Kriminalität

Die Veröffentlichung der polizeili-
chen Kriminalstatistik (PKS) in der
zweiten Januarwoche mag der tech-
nologischen Fortentwicklung oder
der bevorstehenden Landtagswahl
geschuldet sein. An diesen Spekula-
tionen möchte sich die GdP Hessen
nicht beteiligen.

Die abermals gestiegene Aufklä-
rungsquote auf die Rekordmarke
von 57,1 Prozent bei wiederum ge-
sunkenen Straftaten ist nicht nur Be-
leg für die hohe Qualität polizeili-
cher Arbeit, sondern vor allem auf
die hohe Motivation und das hohe
Engagement aller Beschäftigten der
hessischen Polizei zurückzuführen.

Dieses Ergebnis ist um so höher
zu bewerten, wenn man die tägli-
chen Rahmenbedingungen be-
trachtet.

Die zunehmende Arbeitsbela-
stung spiegelt sich unter anderem in
einer Vielzahl von Überstunden wi-
der und macht die anhaltend defizi-
täre Personalsituation deutlich. Im-
mer weniger Beschäftigte müssen
immer mehr Aufgaben erfüllen.

Hinzu kommen zusätzliche Bela-
stungen durch eine Vielzahl von
Sondereinsätzen.

Wo könnte die hessische Polizei
stehen, wenn sie personell besser
aufgestellt wäre?

Innere Sicherheit kostet Geld!
Geld für Liegenschaften, Sachmittel
und Personal. Was nutzt die mo-
dernste Technik, wenn nicht ausrei-
chend Personal vorhanden ist, um
diese zu bedienen?

Die Gewährleistung der Inneren
Sicherheit erfordert zudem enga-
giertes, motiviertes sowie leistungs-
williges und -fähiges Personal. Dass
dem so ist, das stellen die Beschäf-
tigten der hessischen Polizei jeden
Tag unter Beweis, was sich auch ein-
drucksvoll an den erzielten Ergeb-
nissen ablesen lässt. gdp/eg

Boris Rhein neuer Staatssekretär
im Innenministerium

Der am 2. Januar 1972 in Frank-
furt am Main geborene Boris Rhein
wurde am 5. Februar 2009 Staats-
sekretär im Hessischen Ministerium
des Inneren und für Sport. Er ist
Nachfolger von Oda Scheibelhu-

ber, die das Amt von April 2003 bis
Februar 2009 inne hatte.

Nach dem Abitur im Jahr 1991
studierte Rhein Rechtswissenschaf-
ten in Frankfurt an der Johann Wolf-
gang Goethe-Universität. Im An-
schluss an das erste Staatsexamen
im Jahre 1997 war er als Zivildienst-
leistender in den Praunheimer
Werkstätten als Betreuer für
Schwerstbehinderte tätig. Nach
dem zweiten Staatsexamen im Jah-
re 2000 arbeitete er als Rechtsan-
walt und ist seit 2006 als hauptamt-
licher Dezernent bei der Stadt
Frankfurt tätig. Zuletzt war er in
Frankfurt für Recht, Wirtschaft und
Personal verantwortlich.

Rhein ist verheiratet, hat einen
Sohn und lebt in Frankfurt am Main.

eg

Erschreckende Prakti-
ken in der Privatwirt-
schaft

Einen ebenso strengen Umgang
mit persönlichen Daten, wie es bei
staatlichen Behörden und Organi-
sationen vorgeschrieben ist, hat der
GdP-Bundesvorsitzende für Unter-
nehmen und Wirtschaftsbetriebe
angemahnt. „Der gläserne Arbeit-
nehmer und der gläserne Kunde
sind ebensolche Horrorvorstellun-
gen wie der gläserne Bürger. Die
jüngsten Datenschutz-Skandale bei
der Deutschen Bahn AG, die Kame-
ra- Überwachung von Beschäftigten
bei Supermarkt- Konzernen und die
Ausspähung von Telekommunika-
tionsdaten bei der Deutschen Tele-
kom AG einreihen, zeigen, dass sich
die Privatwirtschaft erschreckende
rechtsfreie Räume geschaffen hat.“
Es ist dringend erforderlich die
Rechte des Bürgers auch dort abzu-
sichern, wo er seine Lebensunterhalt
verdient und seine Brötchen kauft.

gdp
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Tonerstaub

Ganzheitliche Betrachtungsweise ist erforderlich
Nachdem im vergangenen

Jahr die Machbarkeitsstudie, die
Prof. Dr. Mersch-Sundermann
geleitet hatte, abgeschlossen
werden konnte, wurde ersicht-
lich, dass die Forschung noch
ziemlich am Anfang einer neuen
wissenschaftlichen Herausfor-
derung steht.

In einer Veranstaltung, des Lan-
desbezirks Rheinland-Pfalz im Früh-
jahr 2008 sprach Prof. Dr.
Mersch-Sundermann den Toner als
Verursacher zwar nicht gänzlich frei,
wies aber darauf hin, dass die Ursa-
chen möglicher Erkrankungen
durch Stäube wesentlich breiter be-
trachtet werden müssen, als nur auf
der Basis eines potentiellen Auslö-
sers. In diesem Zusammenhang
wurden denn auch folgerichtig die
so genannten Nanostäube be-
nannt. Stäube, welche die Größe ei-
nes milliardstel Teils eines Objekts
umfassen und in diesem Zustand
ihre ursprüngliche, natürliche Ver-
haltensweise ändern. Problema-
tisch ist, dass die Nanotechnik glei-
chermaßen fruchtbringend für die
Menschheit sein kann, wie anderer-
seits aber auch schädlich.

In einem weiteren Punkt, der ge-
bäudebezogenen Erkrankung von
Menschen, im englischen Sprach-
raum mit Sick Building Syndrom
(SBS) bezeichnet, gibt es einen ver-
gleichbaren und mit Stäuben in en-
ger Verbindung ste- henden For-
schungsbedarf.

Die Frage, die sich aus den oben
kurz angerissenen Problemstellun-
gen ergibt, ist einfach die, welcher
Weg der richtige ist, den daraus un-
bestritten resultierenden Gesund-
heitsgefährdungen zu begegnen.
Sind es die von Prof. Dr.
Mersch-Sundermann geforderten
Feldforschungen, die Jahrzehnte in
Anspruch nehmen und einen unge-
wissen Ausgang haben, oder sind
es die eher pragmatischen Ansätze,
die das Umweltbundesamt favori-
siert, indem es in Verhandlungen
mit der Industrie auf möglichst weit-
reichende Selbstbeschränkungen
einerseits und der Förderung inno-

vativer Techniken andererseits
setzt?

Vielleicht besteht der Königsweg
in einer Mischung aus beiden An-
sätzen. Wie dem auch sei, eine Ent-
scheidung ist nach der lange dau-
ernden Verzögerungstaktik des
Bundesinstituts für Risikobewertung
längst überfällig. Genau zu diesem
Punkt führte GdP-Bundesvorsitzen-
der Konny Freiberg ein Gespräch
mit dem Parlamentarischen Staats-
sekretär beim Bundesminister für
Umwelt Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit, MdB Michael Müller. Der
Abgeordnete kennt sich als weit
über die Parteigrenzen hinaus ak-
zeptierter Umweltexperte bestens
mit der Problematik aus.

Dennoch wird es in Kürze eine
Entscheidung über das weitere Ver-
fahren geben. Momentan laufen
noch einige letzte Vorbereitungen
zur Aufarbeitung und Bewertung
der bisher in der Forschung erreich-
ten Stände und Erkenntnisse. So-
dann wird es neben einer öffentli-
chen Darstellung der Ergebnisse,
eine Entscheidung über konkrete
Maßnahmen geben. Die GdP wird
sich auf jeden Fall dafür einsetzen
-und das kann man unabhängig
von den angekündigten Ergebnis-
sen festhalten, dass die Ursachen
der Erkrankung durch Stäube so

schnell wie möglich erforscht wer-
den müssen. Darüber hinaus ist zu
überlegen, ob es nicht erforderlich
ist, entsprechende Sofortmaßnah-
men zum Schutz der Beschäftigten
zu fordern.

gdp

Alkohol im Straßenver-
kehr:

FAHRRAD GILT AUCH
ALS FAHRZEUG

Wird ein Fahrzeug im Straßenver-
kehr mit einer Blutalkoholkonzen-
tration von 1,6 Promille oder mehr
geführt, so ordnet die Fahrerlaub-
nisbehörde die Einholung eines me-
dizinisch-psychologischen Gutach-
tens an.

Dabei gilt auch ein Fahrrad als
Fahrzeug. Denn bei 1,6 Promille ist
es gerechtfertigt, auf einen chroni-
schen Alkoholkonsum zu schließen.
Die Begutachtung dient dann dazu,
das künftige Alkoholtrinkverhalten
zu beurteilen, insbesondere die Fä-
higkeit zum Trennen von Trinken
und Fahren.

Wenn Tonerstäube krank machen!
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KG PASt Petersberg

Jahreshauptversammlung der KG PASt Petersberg
Ende November 2008 fand in

dem Dorfgemeinschaftshaus Pe-
tersberg-Götzenhof die diesjährige
Jahreshauptversammlung mit an-
schließender Nikolausfeier der
Kreisgruppe PASt Petersberg statt.

Neben den zahlreich erschiene-
nen Mitgliedern konnte der Vorsit-
zende Karsten Bech den Bezirks-
gruppenvorsitzenden Ewald Gerk
begrüßen.

Im Anschluss an die Totenehrung
bedankte sich der Kreisgruppenvor-
sitzende bei seinen Vorstandskolle-
gen für die ehren- amtliche Tätig-
keit. Im Rechenschaftsbericht ging
Karsten Bech unter anderem auf die
Themen Personalratswahlen, Ar-
beitszeitregelung, Beförderungen,
Dienstpostenbewertung und die
Landtagswahlen in Hessen und die
damit verbundenen Auswirkungen
für die Polizei ein.

Ein ausführlicher Punkt war die
räumliche Zusammenlegung der
PASt Petersberg und des RVD Fulda.
Durch die Schließung der Liegen-
schaft Dr.-Dietz-Straße in Fulda
wurde eine neue Unterkunft für den
RVD gesucht. Da im Polizeipräsidi-
um keine Räumlichkeiten mehr für
den RVD vorhanden waren, fand
ein Umzug in das Gebäude der PASt
Petersberg statt.

Im Anschluss an den Bericht des
Vorsitzenden gab der Kassierer Ha-
rald Schlenk seinen Rechenschafts-
bericht bekannt.

Hierbei wurde auf die Ausgaben,
Einnahmen und die aktuelle Mitglie-
derzahl näher erläutert. Die Kassen-
prüfer Martin Schwalbach und Rei-
ner Jost bescheinigten dem
Kassierer eine ordnungsgemäße
und einwandfreie Kas- senführung.

Bei den sich anschließenden Eh-
rungen wurden für 25-jährige Ge-
werkschaftszugehörigkeit Alfons
Bernardy und Holger Roth und für
das 25-jährige Dienstjubiläum
Karsten Bech geehrt.

Erstmals fand nach der Jahres-
hauptversammlung eine Nikolaus-
feier gemeinsam mit den Familien-
angehörigen statt. Die Kinder
warteten bereits gespannt auf den
Nikolaus. Dieser berichtete über die
guten und weniger guten Taten der
Kinder. Knecht Rupprecht und seine

Rute konnte er aber getrost zu Hau-
se lassen. Der Nikolaus wurde mit
kleinen Gedichten und Liedern der
Kinder überrascht. Als Dankeschön
bekam jedes Kind ein kleines Ge-
schenk überreicht.

Im Anschluss gab es ein leckeres
Buffet und man saß noch ein paar
gemütliche Stunden in vorweih-
nachtlicher Stimmung zusammen.
Bei den Anwesenden, insbesondere
bei den Kindern kam die Feier gut
an, so dass diese etwas andere Jah-
reshauptversammlung mit anschlie-
ßender Nikolausfeier in den nächs-
ten Jahren wiederholt werden soll.

Markus Becker

Rege Teilnahme.

Alfons Bernardy (rechts) wird von Karsten
Bech (Bildmitte) und Josef Meyer für seine
langjährige GdP-Mitgliedschaft geehrt.

Urlaub: Abgeltung bei zweiter Elternzeit
Haben ArbeitnehmerInnen den

ihnen zustehenden Urlaub vor dem
Beginn der Elternzeit nicht oder
nicht vollständig erhalten, muss der
Arbeitgeber den Resturlaub nach
der Elternzeit im laufenden oder im
nächsten Urlaubsjahr gewähren.
Der Urlaub ist abzugelten, wenn
das Arbeitsverhältnis während der
Elternzeit endet oder es im An-
schluss an die Elternzeit nicht fortge-
setzt wird.

Der Fall: Die Arbeitnehmerin
nahm für die Betreuung ihres ersten
Kindes vom 3. Dezember 2001 bis
7. Oktober 2004 Elternzeit in An-
spruch. Wegen der Geburt ihres
zweiten Kinds im Jahr 2003 schloss
sich nahtlos eine weitere, bis 18.

August 2006 verlangte Elternzeit
an. Das Arbeitsverhältnis endete am
31. Dezember 2005. Die Arbeit-
nehmerin forderte mit ihrer Klage
die Abgeltung von 27,5 Urlaubsta-
gen aus dem Jahr 2001. Damit hat-
te sie Erfolg.

Das Bundesarbeitsgericht: Der
Resturlaub wird weiter übertragen,
wenn er nach dem Ende der ersten
Elternzeit wegen einer weiteren El-
ternzeit nicht genommen werden
kann. Das ergibt eine Auslegung
der deutschen gesetzlichen Rege-
lungen im Einklang mit den euro-
päischen Rechtsvorschriften.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 20. Mai
2008 - 9 AZR 219/07
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Kreisgruppe Main-Kinzig

„Mehr Polizei“ nichts als „Augenwischerei“
Gewerkschaft der Polizei kritisiert erneute Stellenverlagerung

Die Gewerkschaft der Polizei
im Polizeipräsidium Südosthes-
sen bezeichnet die Ankündigun-
gen der neuen Landesregierung
in zahlreichen Tageszeitungen
zusätzliche Polizisten einzustel-
len als „populistische Augenwi-
scherei“, denn genau das Ge-
genteil sei der Fall.

Wie der stellvertretende Vorsit-
zende der Bezirksgruppe Südost-
hessen, Peter Happ, in einer Press-
erklärung mitteilte, hat das
Landespolizeipräsidium per Erlass
vom 22.01.09 erneut insgesamt
100 Planstellen vornehmlich von
den Flächenpräsidien verlagert, um
damit Ausbildungsstellungen zu er-
möglichen. Von zusätzlichen Stellen
kann demnach keine Rede sein.
Dies bedeutet für das Polizeipräsidi-
um Südosthessen, dass zum anste-
henden Personalzuweisungstermin
am 01.04.09 lediglich 8 der insge-
samt 15 vakanten Stellen besetzt
werden. Sieben Stellen bleiben nicht
nur unbesetzt, sondern werden ver-
lagert. Ob und wann diese Stellen
zurückgeführt werden, steht in den
Sternen.

Dieser Erlass steht zudem im
krassen Widerspruch zu einem Be-
sprechungsergebnis des hessischen
Innenministers, Volker Bouffier, mit
Herrn Polizeipräsident Heinrich
Bernhardt und Personalvertretern
im Dezember vergangenen Jahres,
als der Innenminister personelle
Defizite der hiesigen Polizei ein-
räumte und rasch Verbesserungen
in Aussicht stellte.

Mit dieser Stellenverlagerung er-
fährt der Aderlass bei den hessi-
schen Polizeistationen seine Fortset-
zung. Bereits die Auswirkungen der
„Operation sichere Zukunft“ mit der
viel zitierten Personalvermittlungs-
stelle hat zu Stellenverlusten im fast
dreistelligen Bereich bei der Polizei
im Präsidium Südosthessen geführt.
Selbst die zweifelhaften Berechnun-
gen der „Arbeitsgruppe Personal“
vom Innenministerium, die später
dem Polizeipräsidium Südosthessen

immerhin einen Fehlbestand von 36
Stellen attestiert hatten und eine be-
scheidene Verbesserung der ange-
spannten Personalsituation bedeu-
tet hätten, wurden mangels
ausgebildeter Kollegen/-innen bis
zum heutigen Tage nicht abschlie-
ßend realisiert. Stattdessen werden
nunmehr weitere 7 Planstellen ver-
lagert. Dies alles ist ein Beleg für die
verfehlte Personal- und Einstel-
lungspolitik des Innenministeriums.

Bei einem Blick in kleinere Dienst-
stellen ist heute feststellbar, dass ein
„Rund um die Uhr Dienst“ kaum
noch aufrecht erhalten werden
kann. Durch die ständige Schaffung
neuer Organisationseinheiten, de-
ren Personal nahezu immer aus den
Regeldienststellen rekrutiert wird
und durch Sonderlagen, wie z.B.:
den Flughafenausbau, geht vor al-
lem dem Schichtdienst permanent
Arbeitskraft verloren. Als unredlich
in höchster Form bezeichnet Happ
den Versuch der Landesregierung,
die Einstellung von Wachpolizisten
als eine Verbesserung der Sicher-
heitslage zu verkaufen.

Zum einen wurden für alle bisher
eingestellten Wachpolizisten keine
neuen Stellen geschaffen, vielmehr
wurden sie bis dato ausschließlich
auf unbesetzten Stellen der Vollzug-
polizei geführt. Zum anderen sind
deren Einsatzmöglichkeiten nach
nur dreimonatiger Ausbildung auf
bestimmte Tätigkeiten beschränkt
und nicht mit Polizeikommissaren

vergleichbar, die ein mehrjähriges
Studium absolviert haben.

Als „Schmalspurpolizei“ in Uni-
form, bezeichnet Happ den „Frei-
willigen Polizeidienst“. Hiermit wird
den Mitbürgern zumeist medien-
wirksam eine gesteigerte subjektive
Sicherheitslage vorgegaukelt, die
ein ehrenamtlicher, kaum beschul-
ter Uniformträger objektiv gar nicht
gewährleisten kann. Wo „Polizei“
drauf steht, muss auch „Polizei“ drin
sein, fordert Happ, selbst langjähri-
ges CDU-Mitglied und engagierter
Kommunalpolitiker in seiner Hei-
matgemeinde Eichenzell im Kreis
Fulda, nachhaltig.

Die Presseerklärung schließt
mit einem Zitat von Johannes
Rau:

„Nichts beeindruckt die Mit-
menschen mehr, als Über-
einstimmung zwischen Wort
und Tat.“

(Pressemitteilung der Kreisgruppe
Main-Kinzig)
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Wachpolizei

Im Dialog
Die GdP trifft sich mit der Wachpolizei in Nordhessen

Die GdP Nordhessen und die
Kreisgruppe Kassel hatten es orga-
nisiert und unseren Kreisgruppen
Vorsitzenden, Matthias Schack zu
einer Gesprächsrunde nach Kassel
eingeladen.

Vor einigen Monaten wurde un-
ser Vorsitzender von Romio Zeytun,
Bediensteter der Wachpolizei Nord-
hessen, angesprochen ob er zu ei-
nem Meinungsaustausch nach Kas-
sel kommen könne. Romio Zeytun
sagte, dass es innerhalb der Wach-
polizei Nordhessen Unzufriedenheit
mit der Bezahlung und Verwendung
gibt.

Durch den Vorsitzenden der GdP
Nordhessen, Volker Zeidler, wurde
dann ein Termin vereinbart und
Matthias Schack fuhr ins Polizeiprä-
sidium Nordhessen im Grünen
Weg.

Der gut gefüllte Tagungsraum,
fast 25 Kolleginnen und Kollegen
aus dem Präsidium waren gekom-
men, hatte eine weihnachtliche At-
mosphäre. Die Themen, die die Kol-
legen aus Nordhessen ansprachen,
waren alles andere als besinnlich,
da Ihre dienstliche Situation nicht so
einfach ist.

Schon während der Vorstellungs-
runde ging die Diskussion los. Die
zentrale Forderung war, für die
Wachpolizei die Polizeizulage ein-
zuführen. Romio Zeytun hatte einen
entsprechenden Antragsvorschlag
schon bei der Kreisgruppe Kassel
eingebracht, der das Ziel hat, mit
dem Landesvorstand die generelle
Gewährung der Polizeizulage für
unsere Berufsgruppe durchzuset-
zen. Ein entsprechender Antrag hat-
te die Kreisgruppe Offenbach eben-
falls bei unserer Bezirksgruppe
Südosthessen eingebracht.

Ein weiterer Diskussionspunkt
war die Frage der angekündigten
Vc Eingruppierung. Damit noch ein-
mal klar wird, über was wir spre-
chen: Bei der Einstellung der Wach-
polizei Nordhessen im Jahr 2000
hieß es immer, dass ein Drittel der

Wachpolizeistellen auf BAT Vc Stel-
len geführt wird. Volker Zeidler
erläuterte, dass die Frage dahinge-
hend formuliert werden müsse, wie
sich die Landesregierung eine ent-
sprechende Eingruppierung vor-
stellt und ob sie bereit ist, für diese
Stellen (das sind rund 80 aus dem
ersten Kontingent), auch die ent-
sprechende Finanzausstattung si-
cherzustellen.

Die Eingruppierung der Ord-
nungspolizei bei den Kommunen in
Kassel wurde ebenfalls in der mit
BAT Vc vergleichbaren TVÖD -
Gruppe vorgenommen. Entspre-
chend muss auch die Arbeitsplatz-
beschreibung aussehen. Für die
Wachpolizei bedeutet das, unsere
Vorgesetzten sind hier gefordert,
sich für uns einzusetzen.

Wir erörterten die Problematik
des Unfallschutzes und der Verfah-
rensweise bei langen Ausfallzeiten,
wie sie gerade nach Dienstunfällen
vorkommen können. Matthias
Schack erklärte, dass für die ersten
sechs Wochen zumindest keine
Nachteile entstünden. Danach grei-
fen zwar die Regelungen des Kran-
kengeldes, das ja nur eine Zahlung
von 68 Prozent der Bezüge sicher-
stellt, aber es gibt auch Ausgleichs-
zahlungen.

Unterschiedlich bewertet wird
eine Übernahme der Objektsiche-

rung in den Bereitschaftspolizei Ab-
teilungen durch private Sicherheits-
dienste. Dadurch besteht grund-
sätzlich die Gefahr, dass für viele
von uns die Schichtzulagen wegfal-
len. Matthias Schack konnte vom PP
Südosthessen berichten, dass durch
Übernahme weiterer Tätigkeiten
eine Weiter- gewährung der Zula-
gen möglich gemacht werden soll.

Nach zwei Stunden Meinungs-
austausch war klar, dass wir unser
Schicksal auch ein Stück weit selbst
in die Hand nehmen müssen. Wenn
wir uns nicht wehren, wird auch
nichts passieren. Es war ein erster
Einstieg in einen weiteren Dialog
über die Wachpolizei. Und Matthias
Schack will die „Wachpolizeiforen“,
die vor zwei Jahren schon mit gutem
Erfolg durchgeführt worden waren,
wieder über den Landesvorstand in-
itiieren. Er nahm auch mit, dass
nach der Landtagswahl im Januar
und der Regierungsneubildung
dringend Gespräche zwischen dem
Landesvorstand und dem Ministeri-
um – gerade hinsichtlich der Ge-
währung einer Polizeizulage – ge-
führt werden müssen.

Matthias Schack

Zahlreiche Teilnehmer. Volker Zeidler kündigt Matthias Schack (Bildmitte sitzend) an.
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Jetzt eine Hauptrolle ohne Uniform
Franz-Joachim Schubert: Ein Abschied vom Polizeidienst, aber keiner von
seinen vielen Aktivitäten

Für Reisen hat Franz Joachim
Schubert in Zukunft viel Zeit. Die
Reiseziele Borneo, Sumatra, Su-
lawesi und Irian Jaya (alle in In-
donesien) werden in Zukunft öf-
ter im Terminkalender auf-
tauchen.

Mit einer Feierstunde in seiner
Dienststelle verabschiedete sich der
Polizei-Oberkommissar am
30.01.2009 von seinen Kollegen.
Michael Köllisch, stellvertretender
Stationsleiter, überreichte die Ur-
kunde zur Versetzung in den Ruhe-
stand, den Schubert am 1. Februar
antritt. Auch der Vorsitzende der
Kreisgruppe Offenbach der Ge-
werkschaft der Polizei, Matthias
Schack, überbrachte Grußworte
und ein Geschenk der GdP. Der HPR
Vorsitzende Henning Möller, ein
Weggefährte von Franz-Joachim
Schubert, lies es sich nicht nehmen,
persönlich Abschied zu nehmen.

Franz-Joachim Schubert ist vielen
Ortsansässigen auch als Musiker,
Sportler und Laien-Schauspieler be-
kannt. 1979 startete er die ersten
Versuche mit Surfbrettern auf dem
Schultheißweiher im Offenbacher
Mainbogen. Er bestand eine Ausbil-
dung zum Windsurf-Lehrer, gründe-
te und führte den Windsurfverein
Verein. Als Schlagzeuger der “Dirty
Nurse” spielte er neben Matthias
Döpfner, damals Bassist, nun Vor-
standsvorsitzender der Axel Sprin-
ger AG in Berlin.

Schubi, wie er von Freunden und
Kollegen gerufen wird, wurde in
Würzburg geboren, fuhr mit fünf
Mitschülern in den 60er Jahren öf-
ters in die angesagten Musikclubs
nach Frankfurt wie das K51 und
lernte dabei auch die Arbeit der Poli-
zei kennen. Das ganze Quintett ent-
schied sich für eine Ausbildung in
Hessen bei der Bereitschaftspolizei
in der Mühlenstadt. Ab 1972 versah
Schubi Dienst im 2. und im 3. Revier
in Offenbach, kam 1997 zur Poli-
zeistation nach Mühlheim.

In der Gewerkschaft ist Schubi
seit 1969. Seit 1997 ist er Vertrau-
ensmann der Pst. Mühlheim. Seit
dieser Zeit hat er sich stark gemacht,
für die gewerkschaftliche Arbeit vor
Ort.

Nach wie vor schwärmt Schubi
vom Schichtdienst, den er 37 Jahre
lang ausübte, vom “direkten Kon-
takt zu den Bürgern”. Ob Fahn-
dung, Familientragödien, Präven-
tionsarbeit, Unfallaufnahme oder
internationale Kontakte: Der
60-Jährige wirbt aus tiefer Über-
zeugung für den Polizeiberuf ob sei-
ner Vielfältigkeit.

Den Ruhestand will der Ehemann
mit Reisen gestalten. Die brodeln-
den Vulkane und das einfache Le-

ben Indonesiens haben es ihm an-
getan. Auch die Ski‘er und das
Snowboard wird er in Zukunft häufi-
ger anschnallen.

Zu seinen Rollen im Mark-
wald-Theater möchte er eine in der
Jugendarbeit der Stadt Mühlheim
übernehmen. Dies ist aber noch Zu-
kunftsmusik.

Die Kreisgruppe Offenbach
wünscht einem verdienten Gewerk-
schaftler für seine Zukunft viel Ge-
sundheit und das er all seinen Hob-
bies nachkommen kann.

Matthias Schack

Kreisgruppe Offenbach

Erinnerungsfoto. Franz Joachim Schubert (vordere reihe, dritter von rechts) im Kreise seiner
ehemaligen Kolleginnen und Kollegen.

Nebentätigkeit ist Entlassungsgrund
Ein Polizist, der auch in Zeiten

krankheitsbedingter Dienstunfähig-
keit einer nicht genehmigten Ne-
bentätigkeit als Gebrauchtwagen-
händler nachgeht und dabei zum
Zwecke der Steuerhinterziehung
Scheinverträge abschließt, ist aus
dem Dienst zu entfernen.

Der Fall: Der Polizeihauptkom-
missar im Dienst des Landes Rhein-
land-Pfalz ist seit April 2004 dienst-

unfähig.Von 1995 bis 2006 arbei-
tete er im Kfz-Handel seiner Ehefrau
mit. Erst im April 2002 erteilte der
Dienstherr dem Beamten auf An-
trag eine Nebentätigkeitsgenehmi-
gung für “gelegentliche Überfüh-
rungsfahrten”. ...

OVG RP, Urteil vom 18. Dezember
2007 - 3 A 11017/07.OVG
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Kreisgruppe Vogelsberg

Zu Besuch in Dresden und Erfurt
Anfang Dezember letzten Jahres

unternahm die Kreisgruppe Vogels-
berg erneut einen zweitägigen Aus-
flug. Ziel der Reise war diesmal Dres-
den mit seinen Kulturdenkmälern, in
der Vorweihnachtszeit natürlich der
Striezelmarkt und die Altstadt.

Mit dem vollbesetzten Bus ging es
von Schlitz über Lauterbach und Als-
feld in Richtung Dresden. Frühstücks-
pause mit reichhaltigem Frühstück
war mit inbegriffen. Leider meinte der

Wettergott es nicht so gut mit den Reiseteil-
nehmern, denn während des ganzen Wo-
chenendes herrschte Regen und Wind.

In Dresden angekommen starteten wir
nach einem kleinen Rundgang durch die
Altstadt mit dem Bus zu einer etwa zwei-
stündigen Stadtbesichtigung. Viel Wissens-
wertes konnten wir erfahren und ein Be-
such eines historischen „Milchladens“ mit
Verkauf schlossen die Rundfahrt ab.

Danach ging es zum Hotel nach Meißen
zum Einchecken und einer kurzen Pause.
Anschließend zurück und wir hatten Zeit
zum Besuch des Striezelmarktes, zum
Bummeln durch die Altstadt mit histori-
schem Weihnachtsmarkt oder gemütlich
Essen gehen. Am nächsten Morgen war Zeit
zum Besuch der Porzellanmanufaktur in
Meißen oder Besichtung der Altstadt mit
Burganlage.

Auf halben Weg nach Hause legten
wir noch eine Rast in Erfurt ein. Dort
konnten die Teilnehmer noch die In-
nenstadt zu Fuß erkunden und entwe-
der Kaffee trinken oder auch dort ei-
nen Rundgang auf dem Weihnachts-
markt machen.

Gegen 20.00 Uhr erreichten auch
die letzten Teilnehmer wieder die Hei-
mat und man war sich einig, eine ge-
lungene und Dank einem Zuschuss
der Kreisgruppe auch günstige Fahrt
unternommen zu haben.

Dank gilt auch den Organisatoren,
insbesondere Holger Hofmann und
seiner Frau, die sich viel Mühe mit den
Vorbereitungen und der Durchfüh-
rung gemacht haben.

Wolfgang Denke-Otterbein
Kreisgruppe Vogelsberg

Frühstückspause im Regen.

Weihnachtsmarkt in Erfurt.

Weihnachtliche Beleuchtung an der Frauenkirche.
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2009 - das Jahr schlechter Nachrichten
Die Kanzlerin als Orakel aus der Uckermark

Das Jahr 2009 wird das Jahr der
schlechten Nachrichten – so hat es
Angela Merkel (CDU) geweissagt.
Vielleicht dachte sie nicht nur an die
skrupellosen, immer weit über-
schätzten Banker oder an mangel-
hafte, oft auch von ihr hofierte Wirt-
schaftsstrategen.

Eventuell auch an frän-
kisch-bayer- ische Quertreiber, wie
Seehofer (CSU), der als Bundesmi-
nister brav war und nur durch einen
vorzeigbaren Seitensprung von sich
reden machte, jetzt als Gaufürst
aber ständig für Unruhe und Unfrie-
den in der Regierungskoalition
sorgt.

Oder an Ramsauer, Landesgrup-
penchef der CSU-Abteilung in Ber-
lin, der in der Kriminalstatistik nicht
nur die Staatsangehörigkeit, son-
dern auch die Herkunft von einge-
wanderten Tatverdächtigen erfasst
wissen möchte. „Die Abnahme der
Ausländerkriminalität, die immer
behauptet wird, ist vor allem da-
durch herbeigeführt worden, dass
Ausländer durch die Zuerkennung
der deutschen Staatsbürgerschaft
formal Deutsche geworden sind“,
so Ramsauer. Offen ließ der Ober-
bayer, ab wann seiner Meinung
nach einer so richtig Deutscher ist -
zweite Generation, dritte Generati-
on? Was ist mit den Szymanskis, Po-
dolskis, Kloses, Asamoas und und
und? Sind das wirklich richtige
Deutsche? Oder doch eher die Be-
ckers, Schumachers und Becken-
bauers, die in Deutschland zwar
keine Steuern zahlen, aber bei de-
nen dafür schon seit Generationen
deutsches Blut durch die Adern
fließt? Dem Grundgesetz nach ge-
nügt der Pass! Vielleicht sollte Ram-
sauer mal bei seinem Spezi Koch
aus Hessen nachfragen, der hat Er-
fahrung mit Wahlkampf gegen Aus-
länder. (Ist eigentlich Obama ein
richtiger US-Amerikaner nach der
Lesart Ramsauers?)

Ich denke bei den schlechten
Nachrichten schon zu Beginn des
Jahres an den Ausgang der Hessen-

wahl. Ausgerechnet die Parteien,
deren Repräsentanten die Arbeit-
nehmerrechte lieber beschneiden
als zu stärken, die Tarifdiktate als
Verhandlungsergebnisse ausgeben
und zur Not auch schon mal die Öf-
fentlichkeit belügen, stellen die Par-
lamentsmehrheit. Klar, es hätte
noch schlimmer kommen können.
Wenigstens kann die Koch-CDU
nicht mehr alleine regieren und sich
anmaßen, Hessen als ihr Eigentum
zu betrachten. Wie war in einem Le-
serbrief in einem großen deutschen
Magazin zu lesen: „Koch hat uns
Hessen schon mehrfach belogen
und betrogen, dass sich alle Balken
in unseren wunderschönen hessi-
schen Fachwerkhäusern durchge-
bogen haben.“ Man kann es auch
sagen wie der stern: „KALT, KÄLTER,
KOCH“. Wir verdanken dieses
Wahlergebnis, diese schlechte
Nachricht, allerdings vier
SPD-Abweichlern. Diese „Verant-
wortungsethiker“, wie Klaus Staeck
sie nannte, hatten „ihr jäh erwach-
tes Gewissen absolut gesetzt und
damit das Votum der Mehrheit
ignoriert“. - „Demokratien und de-
mokratische Parteien funktionieren
nur dann, wenn das Mehrheitsprin-
zip akzeptiert wird.“ Mit „Gewis-
sensentscheidungen“ hatte das al-
les nichts zu tun.

Bis hierher hat das Orakel aus
der Uckermark also schon mal recht
gehabt – ein Jahr mit schlechten
Nachrichten. Doch es gibt auch po-
sitive Meldungen. Nehmen wir die
Regierungsbildung in unserem
schönen Hessenland. Ratzfatz hat
Jörg Uwe Hahn seinen Spezi Koch
über den Tisch gezogen und für sei-
ne FDP drei fette Ministerien an
Land gezogen. Da hat es sogar in
der CDU Leute gegeben, die ihren
bisherigen Beinahe-Gott Koch so
überdeutlich und öffentlich kritisier-
ten, wie bisher undenkbar. Also, ist
das nichts Positives? – Offen prakti-
zierte Meinungsvielfalt statt Duck-
mäusertum auch in der Hes-
sen-CDU. Na und dann die Wahl
zum Ministerpräsidenten. War das

nichts? Schon wieder vier Abweich-
ler – und diesmal nicht bei den
linken Chaos-Schwestern und –brü-
dern sondern bei den sonst so uni-
formen Christdemokraten (zumin-
dest mit sehr hoher Wahrschein-
lichkeit). War das eigentlich auch
eine Gewissensentscheidung oder
nur eine banale Misstrauensbekun-
dung? Der Versuch Kochs, die feh-
lenden Ja-Stimmen mit der Unfä-
higkeit seiner Parteikollegen beim
Umgang mit den neuen Stimmkar-
ten zu erklären, ist schon eine Frech-
heit. Man muss sich mal vorstellen,
was das eigentlich hieße! Aber, die
Nachricht von den Abweichlern war
bestimmt keine schlechte – zumin-
dest für mich nicht. Oder das Minis-
terinnen- und Minister-Karussell:
Da kommt ein Landrat aus Bad
Homburg (von mir durchaus ge-
schätzt) nach Wiesbaden und über-
nimmt das Justizministerium und
macht das zig Mal besser als sein
„großmäuliger“ Vorgänger. Dann
muss die CDU- Alleinregierung ihre
Kultusministerin wegen offenbarer
Unfähigkeit entlassen und flugs
macht der Ex-Landrat aus Bad
Homburg das noch mit - und auch
noch recht erfolgreich. Nun werden
nach der Wahl mit dem von mir be-
klagten Ausgang, die Karten neu
gemischt und eins zwei drei wird der
erfolgreiche Justiz- und Kultusminis-
ter plötzlich Sozialminister – „Minis-
terium für Arbeit, Familie und Ge-
sundheit“ (seine Frau meinte, es
entspreche genau seinen Prioritä-
ten: „An erster Stelle kommt für
mich immer die Arbeit, dann in wei-
tem Abstand die Familie und ganz
zuletzt die Gesundheit.“ – Ist das ei-
gentlich dann noch sozial? Er ver-
treibt die angeblich ebenfalls aner-
kannte Sozialministerin ins
Landwirtschafts- und Umweltminis-
terium. Hierfür ist sie natürlich be-
stens geeignet, kommt sie doch vom
Lande und ist auf einem Bauernhof
groß geworden. Wir verfügen also
in Hessen, besser vielleicht in der
Hessen-CDU, über Allrounder, die
ihresgleichen suchen. Das ist doch
toll, oder nicht?  ...
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Oder hat etwa Rainer Brüderle
(FDP) Recht, der im Zusammenhang
mit der Ernennung des neuen Bun-
des-Wirtschaftsministers von und zu
Guttenberg meinte: „Offenbar ge-
nügt es in der Union, dass man le-
sen und schreiben kann, um Wirt-
schaftsminister zu werden.“ Aber
dann wäre das ja auch eine schlech-
te Nachricht und das Orakel wäre
wieder bestätigt.

Und was erwartet nun uns - bei
der Polizei? Nun, man könnte sa-
gen, nichts Neues. Wir behalten
„unseren“ Minister – ich hätte fast

geschrieben, hätte schlimmer kom-
men können. Ein neuer
Staatssekretär (Boris Rhein aus
Frankfurt, damit auch die Groß-
städter jetzt ganz ruhig gestellt sind
– Boddenberg ist ja auch schon zum
Minister erkoren worden) wird ihn
unterstützen – wie hieß eigentlich
sein(e) Vorgänger(in)? Da sich
Rhein als Innenpolitiker berufen
fühlt und sich für noch größere Auf-
gaben empfehlen möchte, ergeben
sich hier vielleicht auch für uns
Chancen. Mit jemandem, der auf
der Frankfurter Freßgass gern Brat-
wurst isst, kann man bestimmt ge-

scheit reden. Und wenn Koch end-
lich in Berlin sein Wesen treibt und
Bouffier ihn in Hessen beerben darf
und und ... – da geht doch was!

Mein Resümee: Das Orakel aus
der Uckermark hat nur zum Teil
Recht. Das Jahr 2009 wird ein Jahr
mit vielen schlechten Nachrichten.
Aber, es gibt nicht nur die negativen,
es gibt auch so la la und sogar auch
gute News.

-Macht’s Beste draus!

Dieter Kurth

Kommentar

Finanzkrise: Bad Banks sind zu teuer
In vielen Ländern ist die Diskussi-

on um eine staatliche „Bad Bank“ in
vollem Gange. Sie soll den Banken-
faule, hoch risikante Wertpapiere
abkaufen und damit deren Bilanzen
entlasten. Die USA haben sich be-
reits für eine „Bad Bank“ entschie-
den: Mindestens 500Milliarden
US-Dollar wird das die öffentliche
Hand kosten, schätzt
US-Finanzminister Timothy Geith-
ner.

Das Volumen könne aber jeder-
zeit auf eine Billion US-Dollar (ca.
778 Milliarden Euro) erweitert wer-
den. Das entspricht ungefähr einem
Drittel des gesamten letzten
US-Bundeshaushalts.

In Deutschland wäre das Verhält-
nis noch krasser: Auf 150 bis 200
Milliarden Euro schätzt Bundesfi-

nanzminister Peer
Steinbrück die
Kosten für eine
staatliche „Bad
Bank“.

Zum Vergleich:
Der ursprünglich
geplante Bundes-
haushalt für 2009
sah Ausgaben
von rund 290 Mil-
liarden vor. Stein-
brück lehnt eine
staatliche „Bad
Bank“ ab. Kosten
in dieser Höhe könne er „dem Steu-
erzahler nicht zumuten“.

Auch der DGB ist dagegen. Als
Alternative hält die Hans-Böckler-
Stiftung dezentrale „Bad Banks“ für
möglich, die einzelnen Banken oder

Bankengruppen gehören. Der Staat
könne diesen „Bad Banks“ durch-
aus mit Kapital aushelfen – aller-
dings nur gegen Eigentumsanteile
an den „Good Banks“ selbst.

Warum Killerspiele keine Amokläufer machen
Gewalt darf

nicht sein? Im
Gegenteil - sie
muss sein.
Dieses provo-
kante Plä-
doyer fordert
das Ende der
Tabuisierung
von Gewalt.

Ein Gespenst
geht um in Deutschland - das Ge-
spenst einer ungezügelten Zunah-
me von Gewalt bei Kindern und Ju-

gendlichen. Vorfälle wie der Amok-
lauf von Erfurt 2002 oder von Ems-
detten 2006 scheinen diese Annah-
me zu bestätigen. Verantwortlich
gemacht werden in erster Linie bru-
tale Computerspiele und Gewaltvi-
deos. Dem widerspricht Thomas
Hartmann. Nicht die Kinder und Ju-
gendlichen sind das Problem, son-
dern wir. Anstatt sich mit der eige-
nen Gewaltbereitschaft
auseinander zu setzen, wird jegliche
Gewalt tabuisiert und auf die ande-
ren abgeschoben, die kriminalisiert
werden. Kinder brauchen aber spie-

lerische Gewalt und das Ausleben
ihrer Aggressionen.

Hartmann fordert eine gesell-
schaftliche Diskussion über Gewalt-
erziehung und zeigt, wie Aggressio-
nen durch Sport und Spiel
kanalisiert werden können - auch
durch Computerspiele und Videos.

Warum Kinder ballern und sich prügeln
müssen (Eichborn-Verlag)

17.95 Euro,September 2007
ISBN:9783821856636
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“Mehr Kohle heißt die Parole”
Unter diesem Motto hatte die

Bundes GdP zu einer Demo nach
Hannover am 02.02.09 aufgeru-
fen. Alle Gewerkschaften des öf-
fentlichen Dienstes versammelten
ihre Mitglieder, um dem Ruf nach
mehr Gehalt Nachdruck zu verlei-
hen.

Dem Aufruf des KG-Vorsitzen-
den Adelbert Steinberg folgten die
Mitglieder: Melanie Teichmüller,
Ruth Steinberg, Karl Grenzebach,
Manfred Knoch und der Senioren-
vertreter Johannes Schäfer.

Schon in den frühen Morgenstun-
den (06.10 Uhr) hieß es, den Zug
nach Kassel zu besteigen, um recht-
zeitig zur Abfahrt um 07.45 Uhr vor
dem PP Nordhessen zu sein.

Durch die Teilnehmer der BZG
Nordhessen wurden wir, wie immer,
sehr herzlich begrüßt. Man freute
sich, den Teilnehmern aus Osthes-
sen Asyl gewähren zu können.

Nach einem deftigen Frühstück
mit ahler Wurscht trafen wir gegen
10.30 Uhr in Hannover ein. Hier
reihten wir uns in die große Masse
der rund 14.500 Teilnehmer ein
und marschierten zusammen durch
die Innenstadt von Hannover zum
Opernplatz. Hier fand die An-
schlusskundgebung statt.

Nach dem Motto „Wo wir sind, ist
vorn“ gelang es uns bis zur Tribüne
vorzudringen.

Die mitgeführte Flagge der Kreis-
gruppe Hersfeld-Rotenburg war ein
weithin sichtbares Zeichen. Nicht
nur für die Fahrtteilnehmer aus un-
serem Bus, sondern auch für viele
andere hessische Teilnehmer, die
aufgrund der Flagge den Weg zu
uns fanden.

„Mehr Kohle heißt die Parole“.
Unter diesem Motto forderten Kon-
rad Freiberg und andere Redner für
die Beschäftigten des öffentlichen
Dienstes 8 Prozent mehr Gehalt,
mindestens aber 200,00 Euro pro
Monat sowie eine Absenkung bzw.

Angleichung der Wochenarbeits-
zeit.

In der Hoffnung, dass sich die So-
lidarität der hessischen Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer für die For-
derung nach einem Tarifvertrag in
Hessen für unsere Tarifbeschäftig-
ten, mehr Gehalt für alle und eine
Verkürzung der Wochenarbeitszeit
für die Beamtinnen und Beamten
gelohnt hat, fuhren wir in den Nach-
mittagsstunden wieder zurück nach
Kassel.

Adelbert Steinberg
KG Hersfeld-Rotenburg

KG Hersfeld-Rotenburg

Die Teilnehmer aus Hersfeld. V.l.: Johannes Schäfer, Melanie Teichmüller, Adelbert Steinberg,
Manfred Knoch, Karl Grenzebach und Ruth Steinberg.

RECHTSSTREIT: FULDA-URTEIL AUFGEHOBEN
Der Rechtsstreit um eine 1.-Mai-Aktion von Gewerkschafter/-innen in

Fulda hat ein Ende: 2007 hatte der DGB bei einer Satireaktion im Rahmen
der Maikundgebung ein Bild des in der Region aktiven Unternehmers Lutz
Helmig (ATON Beteiligungsgesellschaft) wegen Lohndumpings und Tarif-
flucht symbolisch an den Pranger gestellt. Daraufhin verklagte Helmig ins-
gesamt sechs Gewerkschafter/-innen – unter anderem wegen Beleidigung.
In erster Instanz wurden sie zu einer Zahlung von 15 000 Euro Schmerzens-
geld verklagt und gingen in Berufung. Das Verfahren vor dem Oberlandes-
gericht Kassel endete jetzt mit einem Vergleich: Ein Schmerzensgeld wird
nicht gezahlt, die Prozesskosten werden geteilt, und die Gewerkschafte-
rI/-inen verzichten darauf, eine identische Aktion wie 2007 noch einmal
durchzuführen. Das Bild von Helmig darf aber – da er als „relative Person
der Zeitgeschichte“ gilt – auch weiterhin ohne Zustimmung für politische Ak-
tionen gebraucht werden.
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Termin: Jahreshauptversammlung
der KG Main-Kinzig

Am Mittwoch, den
11.03.09 findet um
14.00 Uhr die dies-
jährige Jahres-
hauptversammlung
der Kreisgruppe
Main-Kinzig statt.

Der Versammlungs-
ort ist traditionsgemäß
ist das Nachbar-
schaftshaus im Tüm-
pelgarten in Hanau.
Herr Landrat, Erich
Pipa, hat sein Kommen
bereits zugesagt. Als
Ehrengäste sind ferner
eingeladen, Herr Poli-
zeipräsident Heinrich
Bernhard, Herr PD
Bernd Krinzinger, der

Vorsitzende des HPR
Henning Möller, der
Landesvorsitzende der
GdP Jörg Bruch- mül-
ler, sein Vertreter Jörg
Schumacher, der Vor-
sitzende der KG Of-
fenbach Matthias
Schack und Rudi Ott
der Vorsitzende des
Personalrates im PP
SOH.

Im Rahmen der Ver-
anstaltung werden
zahlreiche Mitglieder
für ihre langjährige
Mitgliedschaft geehrt.

Jeder Teilnehmer er-
hält neben dem tradi-

tionellen Imbiss ein at-
traktives Begrüßungs-
geschenk.

Die detaillierte Ein-
ladung mit Tagesord-
nung ist an den übli-
chen Aushängen
ersichtlich bzw. geht
den Ruheständlern
postalisch zu. Auf zahl-
reiches Erscheinen
freut sich der Vorstand
der

KG Main-Kinzig/PH.

Kreisgruppe Main-Kinzig

Zwei Urgesteine der Polizeistation Bad Orb in den
Ruhestand verabschiedet

In einer Feierstunde verabschie-
dete der Dienststellenleiter der Poli-
zeistation Bad Orb, Polizeihaupt-
kommissar Anton Korn, zwei
verdiente, langjährige Mitarbeiter.
Elsbeth Ziegler, die unmittelbar
nach ihrem Realschulabschluss in
denn öffentlichen Dienst ging, ar-
beitete fast 43 Jahre lang bei der
Dienststelle in Bad Orb. Seit den
70-er Jahren leitete sie die adminis-
trativen Geschicke im Geschäfts-
zimmer der kleinen Polizeistation. In
seiner Laudatio im Kreise aller Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter attes-
tierte er ihr ein besonderes Engage-
ment, Belastbarkeit,
Improvisationsgeschick, Fachkom-
petenz und Bürgerfreundlichkeit.

Im Rahmen der gleichen Veran-
staltung wurde Klaus Heck nach 39
Dienstjahren in den Ruhestand ver-
abschiedet. Anton Korn bescheinig-
te dem langjährigen Dienstgrup-
penleiter einen kollegialen und
souveränen Führungsstil, der ihm
eine besonders hohe Anerkennung
im Kreise aller Mitarbeiter/-innen
brachte.

Für den Personalrat und die GdP
bedankte sich Peter Happ bei den
Jubilaren. Dabei hob er besonders
das langjährige gewerkschaftliche
Engagement von Elsbeth Ziegler
hervor, die im Verlauf ihrer 42 jähri-
gen Mitgliedschaft zahlreiche Vor-

standsfunktionen inne hatte und
hier immer eine hervorragende Ar-
beit abgeliefert habe.

KG Main-Kinzig/PH

Peter Happ (rechts) gratulierte Elsbeth Ziegler (Bildmitte) zum wohlverdienten Ruhestand und
überreichte ein Präsent der GdP-Kreisgruppe. Klaus Heck (links) wurde ebenfalls in den Ruhe-
stand verabschiedet.

Fahrrad gilt auch als
Fahrzeug

Wird ein Fahrzeug im Straßen-
verkehr mit einer Blutalkoholkon-
zentration von 1,6 Promille oder
mehr geführt, so ordnet die Fahrer-
laubnisbehörde die Einholung eines
medizinisch-psychologischen Gut-
achtens an.

Dabei gilt auch ein Fahrrad als
Fahrzeug. Denn bei 1,6 Promille ist
es gerechtfertigt, auf einen chroni-
schen Alkoholkonsum zu schließen.
Die Begutachtung dient dann dazu,
das künftige Alkoholtrinkverhalten
zu beurteilen, insbesondere die Fä-
higkeit zum Trennen von Trinken
und Fahren.

Verwaltungsgericht Mainz, Beschluss
vom 12. Februar 2008 - 7 L 34/08.MZ
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Ernst Frommann im Ruhestand

Mit Ablauf des Monats Dezem-
ber wurde EKHK Ernst From-
mann, der langjährige Leiter der
AG DNA in den wohlverdienten
Ruhestand versetzt.

Im Rahmen einer klei-
nen Feierstunde würdigte
Polizeipräsident Heinrich
Bernhardt im Kreise seiner
Familie und zahlreicher
Kolleginnen und Kollegen
den beruflichen Werde-
gang von Ernst From-
mann und händigte ihm
die Urkunde aus.

Für den Personalrat und
die GdP, der Ernst seit vie-
len Jahren angehört, über-
reichte Peter Happ kleine
Geschenke und bedankte
sich für dessen langjähri-
ges Engagement. Dabei
würdigte Peter Happ ins-

besondere die von Ernst gelebte
Form der souveränen menschlichen
Kollegialität. Seine Freude brachte
er darüber zum Ausdruck, dass
Ernst auch im Ruhestand der Behör-

de weiterhin als Übungsleiter der
wöchentlichen Rückenschule erhal-
ten bleibt. Seine „Multitaskingfähig-
keit“ bewies der Jubilar, der die an-
spruchvolle Veranstaltung mit ei-
nem eigenen kleinen Ständchen als
„Ein-Mann- Kapelle“ abrundete.

KG Main-Kinzig/PH

Peter Happ verabschiedet sich bei Ernst From-
mann.

Kreisgruppe Main-Kinzig

Der Mann mit der Mundharmonika geht in den Ruhestand.

Ehrenfried Uftering geht in Ruhestand
Mit Ablauf des Monats Januar

2009 ging KOK Ehrenfried Uft-
ring, von der Polizei Direktion
Main Kinzig (Pst. Großau-
heim-DEG), in den wohlverdien-
ten Ruhestand.

Ehrenfried Uftring wurde
am 09.01.1949 in Kahl am
Main geboren und trat am
03.01.1966 in die Polizei
ein.

Im Jahr 1968 kam er
über Stationen, wie Bereit-
schaft Frankfurt, 6. Prev. in
Frankfurt, die Pst. Großau-
heim (01.04.1969) und die
Unfallfluchtgruppe in Ha-
nau am Freiheitsplatz, in
den Main Kinzg Kreis. Dort
versah er seinen Dienst in
verschiedenen Positionen.
Am 01.10.1976 wechselte
er zur Kripo Hanau und ver-
sah seinen Dienst im dama-
ligen EFKO.

Seit dem 01.02.1996, bis zum
wohlverdienten Ruhestand, versah

er seinen Dienst bei der Pst. Gro-
ßauheim-DEG.

Ehrenfried Uftring war mit Leib
und Seele Polizist. Bei den Kollegin-
nen und Kollegen war und ist er auf-

grund seiner ruhigen, ausgegliche-
nen, fachlich kompetenten und
menschlichen Art ein Vorbild für
Jung und Alt. Im Kreise seiner Fami-
lie fühlt er sich am Wohlsten und

wird die neue, freie Zeit überwie-
gend mit der Familie verbringen.

Im Anglerheim in Kleinauheim
wurde im Kollegen und Bekannten-
kreis kulinarisch gespeist, gefeiert

und die ein oder andere
Anekdote aus dem Berufs-
leben von Ehrenfried Uft-
ring zum Besten gegeben.

Ehrenfried Uftring ist seit
Jahrzehnten in der GdP
und bleibt der GdP auch im
Ruhestand verbunden.

Thorsten (Toaster) Pfeif-
fer überreichte dem Pen-
sionär die Präsente der
GdP und des Personalrates.
Die KG MK wünscht dem
frischgebackenen Pensio-
när Glück, Gesundheit und
eine gute Zeiteinteilung im
neuen Lebensabschnitt.

KG MK/TP

Thorsten Pfeiffer (links) gratuliert Ehrenfried Uftering im Namen der
Kreisgruppe.
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Egon Franz in den Ruhestand verabschiedet
Mit 42 Dienstjahren und

ebenso langer Zugehörig-
keit zur Gewerkschaft der
Polizei, wurde unser Kreis-
gruppenmitglied Egon
Franz am 30. Januar 2009
in den wohlverdienten Ru-
hestand verabschiedet.

Egon versah bis zum
letzten Tag, seinen Dienst
in der Dezentralen Ermitt-
lungsgruppe der Polizeista-
tion Hanau II.

Hier erfolgte auch auf
Wunsch des frischgeba-
ckenen Pensionärs, die of-
fizielle Versetzung in den
Ruhestand.

Die Ruhestandsurkunde
wurde ihm auf persönli-
chen Wunsch, im Kreise seiner Fa-
milie und seinen Kollegen, sowie
geladenen Gästen, durch den der-
zeitigen Dienststellenleiter der Poli-
zeistation Hanau II, EPHK Karl-
heinz Tilgner mit seiner ihm ureige-
nen, humoresken Art und einigen
Augenzwinkern, überreicht.

Zuvor umriss der Leiter der De-
zentralen Eermittlungsgruppe, PHK
Rainer Kraus, in einer humorvollen
Ansprache den dienstlichen Werde-
gang von Egon Franz.

Egon, der nach seiner Ausbil-
dung in den polizeilichen Einzel-
dienst der dazumal noch kommu-
nalen Polizei in Hanau versetzt
worden war, verrichtete zunächst ei-
nige Zeit Schichtdienst.

Er wechselte dann zur Zentralen
Ermittlungsgruppe (ZEG) der PD
Hanau, welche seinerzeit in der
Friedrichstraße in Hanau, in einer
Villa residierte.

Im Laufe seiner Dienstzeit, erlebte
er einige Umorganisationen inner-
halb der Polizei und damit verbun-
dener Umzüge zunächst zur Polizei-
direktion am Freiheitsplatz in
Hanau. Von dort zog die Ermitt-
lungsgruppe dann nach Erlensee,
wo der Polizeiposten Erlensee lange
Jahre Dienstort war.

1999 erfolgte dann der letzte
Umzug für Egon wieder nach Ha-
nau in das Stabsgebäude der ehe-
maligen IV. Bereitschaftspolizeiab-
teilung an der Cranachstraße,
welche seither Dienstort der Polizei-
station Hanau II und der integrier-
ten DEG ist.

Seine langjährige Erfahrung als
„Ermittler“ und das umfangreiche
Erfahrungspotential, machten ihn
zum Ansprechpartner vieler Kolle-
gen sowohl bei Schutz- wie auch
Kriminalpolizei.

Für die Kreisgruppe
der GdP Main-Kinzig,
wurden ihm der obligato-
rische Rhöner Schwarten-
magen, sowie eine Ta-
schenuhr von dem
Vorstandsmitglied Ivo
Schmitt in Vertretung des
verhinderten Vorstandes
überreicht, damit er im-
mer weiß, „wann die
Stunde geschlagen hat“.

Nach dem „dienstli-
chen Teil“ der Verab-
schiedung, wurde dem
Pensionär ein kleiner mu-
sikalischer Reigen zuteil,
der ihm mit eigenen Tex-
ten den Übergang vom
aktiven Dienst zum Ruhe-
stand etwas erleichtern

sollte.

Kai-Uwe Strauß und Ivo Schmitt
ermunterten dabei die Gäste zum
Mitsingen, so dass im ganzen Haus
seltene Klänge zu vernehmen wa-
ren.

Nach seinen, sichtlich bewegten
Dankesworten, konnte Egon an-
schließend noch einige Anekdoten
im Kollegenkreis austauschen.

Ivo Schmitt, KG Main-Kinzig

Kreisgruppe Main-Kinzig

Für die Kreisgruppe überreichte Ivo Schmitt (rechts) den obligatorischen
Rhöner Schwartenmagen und eine Taschenuhr an Egon Franz (links).

Pflege: Fünf statt drei Stufen
Ende Januar hat der „Beirat zur

Überprüfung des Pflegebedürftig-
keitsbegriffs“ erstmals nach der
Pflegereform 2008 einen Bericht mit
Vorschlägen zur Neuordnung des
Pflegesystems vorgelegt. Zentrale
Punkte: Die Pflegebedürftigkeit soll
künftig nicht mehr nach der erfor-
derlichen Pflegezeit beurteilt wer-
den. Stattdessen soll der „Grad der
Selbstständigkeit“ der Pflegebedürf-
tigen im Mittelpunkt stehen. So soll
etwa der tatsächliche Pflegeauf-
wand für Demenzkranke – die zwar
wenige körperliche Einschränkun-
gen haben, sich aber dennoch nicht

selbstständig versorgen können –
besser berücksichtigt werden. Au-
ßerdem sollen die Pflegestufen dif-
ferenzierter gestaltet werden: Statt
Pflegestufe I bis III sollen künftig fünf
Pflegestufen eingeführt werden. Der
DGB unterstützt die Vorschläge des
Expertengremiums – und fordert zu-
gleich „schnelle politische Konse-
quenzen“. Um die notwendigen
Mehrleistungen finanzieren zu kön-
nen, müsse die Pflegeversicherung
in eine einheitliche „Bürgerversiche-
rung für alle“ umgewandelt werden.
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Kreisgruppe Fulda

„Ein Exot in Grün geht in Ruhestand”,
… so der Titel des Presseartikels

der Hünfelder Zeitung vom 01. De-
zember 2008, anlässlich der Verab-
schiedung des Leiters der Polizeista-
tion Hünfeld, Klaus Dieter Knüttel,
der am 28. November in den Ruhe-
stand verabschiedet wurde.

Der Begriff Exot wird teilweise für
außergewöhnliche oder fremd an-
mutende Menschen benutzt. In der
Tierwelt handelt es sich meist um Ar-
ten, die eher selten gehalten werden
und / oder besonders markant ge-
färbt sind, so eine Erläuterung aus
der freien Enzyklopädie Wikipedia.
Die alte grüne Uniform ist noch al-
len in guter Erinnerung, so kann
doch nicht von einer besonders
markanten Färbung die Rede sein,
wohl aber dann ihr Erscheinungs-

bild in Zeiten der neuen blauen Uni-
form. War doch Dieter Knüttel der
letzte Vollzugsbeamte beim PP Ost-
hessen, der noch mit der „alten grü-
nen Uniform“ in Pension ging. Dass
es sich zusätzlich bei dem Ruhe-
ständler Dieter Knüttel um einen
außergewöhnlichen Menschen
handelt, zeigten die vielen Glück-
wünsche, die ihm auch von anderen
Stationen und Bereichen aus Nah
und Fern angetragen wurden.

Im Rahmen einer kleinen Feier-
stunde, zu der neben seiner Familie
mit Enkelkindern, auch viele Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter erschie-
nen waren, erhielt er nach fast 40
Jahren Dienstzeit vom Leiter der Ab-

teilung Einsatz, Leitenden
Polizeidirektor Günter Voß, die Ru-

hestandsurkunde. In
seiner Laudatio wür-
digte der Leiter Ein-
satz den dienstlichen
Werdegang von Die-
ter Knüttel, der seine
Ausbildung 1969 bei
der Hessischen Poli-
zei begann , seinen
Streifendienst beim
PP Frankfurt versah,
als Dienstgruppenlei-
ter bei der Polizeista-
tion Schlüchtern und
der Polizeistation Ful-
da fungierte, an-
schließend die Um-
weltschutzgruppe der
PD Fulda leitete, spä-

ter für zehn Jahre die Ermittlungs-
gruppe Fulda leitete, um im An-

schluss die Leitung der Polizeistation
Fulda zu übernehmen. Als waren
dies nicht genug Verwendungsfunk-
tionen, erfolgte im Jahr 2004 noch-
mals ein Wechsel zur Polizeistation
Hünfeld.

Polizeidirektor Lothar Wiese gra-
tulierte für die Polizeidirektion Fulda
und stellvertretend für die Kollegen
der Polizeistation Fulda, die ihrem
ehemaligen Dienststellenleiter Alles
Gute wünschen. Der Direktionslei-
ter würdigte Dieter Knüttels Pflicht-
bewusstsein, der aber auch einmal
Nein sagen konnte und seine hohe
soziale Kompetenz. Für den Perso-
nalrat und der GdP brachte Kreis-
gruppenvorsitzender Thomas
Scheunert Glückwünsche vor. Tho-
mas Scheunert dankte dem Pensio-
när für seine gelebte Kollegialität
und seine vertrauensvolle Zusam-
menarbeit, die von seinen Mitarbei-
tern mit großen Lob und Achtung
bedacht wurde. Die Kreisgruppe
Fulda wünscht dem Ruheständler,
der sich immer für gewerkschaftli-
che Belange einsetzte, für seinen
neuen Lebensabschnitt viel Ge-
sundheit, Lebensfreude und ausrei-
chend Zeit für Familie und Hobby.

Leonhard Feuerstein
KG Fulda

Thomas Scheunert (rechts) überreicht Klaus Dieter
Knüttel (links) ein  Präsent der Kreisgruppe.

Leiter Einsatz, Günther Voß (rechts), überreicht die Urkunde zur
Versetzung in den Ruhestand.

Personalrat:
Teilnahme an Sitzungen ist Pflicht

Zu den gesetzlichen Pflichten eines Personalratsmitgliedes gehört es, an
den Sitzungen des Personalrats teilzunehmen. Diese ist eine höchstpersönli-
che Pflicht. Dem Personalratsmitglied steht es nicht frei, sich nach seinem
Gutdünken vertreten zu lassen. Ein Personalratsmitglied, das häufig den Sit-
zungen des Personalrats unentschuldigt fern bleibt, verletzt in groberWeise
seine gesetzlichen Pflichten und kann deshalb aus dem Personalrat ausge-
schlossen werden.

Verwaltungsgericht Mainz,
Urteil vom 25. März 2008 – 5 K 790/07.MZ
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Vertrauenskriesen
Beziehungskrisen Prominenter

sind beliebte Klatschthemen.
Schlagzeilen liefern u.a. Bildungs-,
Beschäftigungs-. Versorgungs- und
Absatzkrisen. Wie Alarmsignale
wirken Regierungs-, Umwelt- und
Wirtschaftskrisen. Finanzkrise hat es
sogar zum Wort des Jahres 2008
gebracht. Weshalb aber tragen Kri-
sen nur Wirkungs- und nicht ihre
Anlassnamen? Man wird den Ver-
dacht nicht los, dass die Verursacher
ihre Schuld verschleiern wollen. Wer
und was stecken hinter solchen eu-
phemistischen Täuschungen?

Wo und wie entstehen Krisen?
Was verursacht sie? Wer zu ihrer
Quelle findet, entdeckt eigentlich
vermeidbare menschliche Schwä-
chen: Geiz und Gier, Dummheit
und Überheblichkeit, Neid und
Misstrauen, Korruptheit und Erpres-
sung, Faulheit und Oberflächlich-
keit u.dgl. Solche Eigenschaften und
Verhaltensweisen scheinen zu verlo-
ckend und ansteckend zu sein. Sie
verbreiten sich wie Seuchen, zerstö-
ren Hoffnungen und Vertrauen.
Aber Glaubwürdigkeit und Verläss-
lichkeit zu verlieren, zerstört Bindun-
gen, erzeugt Misstrauen, Distanz.
Ausufernde Krisen sind die Folge. Es
ist absurd: Menschliche Schwächen
provozieren - ungewollt wie unver-
meidbar - starke schädliche Wir-
kungen. Natürlich könnten Krisen
begrenzt, ihr Schaden gemindert
und ihr Ausufern verhindert werden.
So ließe sich Krisengefahr bannen
und oft sogar in Gewinnbahnen
lenken. Krisen können sich aber
auch zuspitzen und in Katastrophen
münden. Was z. B. Darlehnsneh-
mer, Anleger und Sparer von Bank-
pleiten zu spüren bekamen, ist ein
Desaster. Entsprechen Angebot und
Streben von Parteien, Religionen,
Produzenten und Dienstleistern
nicht suggerierten Erwartungen, tritt
nach Scheinerfolgen i. d. R. das Ge-
genteil des Angestrebten ein. Den-
noch wird schädigendes Verhalten
ignoriert und fortgesetzt. Vielen Ne-
gativbeispielen können wir uns
kaum entziehen: Heils-, Gewinn-
und politischen Versprechen, Mo-
gelpackungen und Produktfäl-

schungen, schmerzhaften
Einkommenseinbußen und Ver-

teuerungen.

Realistisch betrachtet, werden wir
in unseren Lebensbereichen von
globalen, nationalen, auch örtli-
chen Krisen weniger beeinträchtigt,
als durch persönliche. Dabei wer-
den gesundheitliche Krisen als Le-
bensschicksal hingenommen. In
berufliche Krisen gerät mancher
auch schuldlos. Denn nicht alle sind
jedem jederzeit sympathisch. Bevor-
munden, missachten, mobben und
als Willkür empfundene Regeln sind
Quelle und Treibmittel für Krisen.
Bei Konfliktgefahr könnte offene
Aussprache die Krise vermeiden.
Vorgesetzte, denen Ja-Sager sym-
pathisch, Erfolgreiche verdächtig
und Kritiker suspekt sind, werden si-
cher mehr gefürchtet als geachtet.
Erfolg hat aber i.d.R. nur, wer was
kann und leistet. Dienstrang und
Funktion sind keine Garanten für
eine Anerkennung als Autorität.

Das „Leitbild der Hessischen Poli-
zei“ wäre sicher geeignet, inner-
dienstliche Krisen ausschließen.
Wird Mitarbeitern jedoch das Ge-
fühl vermittelt, dass vorbildliche
Führungsverantwortung nur für
nachgeordnete Führungsebenen
gilt, sind Frust und Resignation un-
vermeidbar. Dienstfreude und En-
gagement werden gedämpft und
nähern sich „innerer Kündigung“.
Derartige Alarmsignale dürfen nicht
ignoriert werden. Unter Kollegen
grassiert solidarisierend die Er-
kenntnis „EdK“, was kapitulierend
für „Ende der Karriere“ steht. Diese
deprimierende Selbsteinschätzung
sollte dort zu denken geben und
Anstoß für Änderung negativer Füh-
rungseinflüsse sein, wo derart de-
motivierende Grundhaltungen aus-
gelöst werden. Denn wer sich als
nicht ernst genommen, ausge-
grenzt, abgeschoben, ungerecht
beurteilt fühlt, wird kaum gleiche
Leistungen bringen können und
wollen wie anerkannte Mitarbeiter.

Opportunistisch Handelnde müssen
nicht die Besten sein. Gerechtig-
keitsempfinden von Mitarbeitern zu
missachten, rächt sich – wirkt kon-
traproduktiv. Vertrauen zu erwer-
ben und zu pflegen ist schwer, es
aufs Spiel zu setzen und zu verlieren
geht leicht und rasch. Mehr zu ver-
sprechen als zu halten und von Ver-
trauen zu reden, ohne es durch Ver-
halten zu bestätigen, wird mit
seinem Verlust geahndet. Es gibt Er-
fahrungen, die zur Selbstkritik Fähi-
ge erkennen lassen, weshalb sie
mehr gefürchtet als geachtet, mehr
gemieden als gesucht und – ohne es
ggf. selbst zu merken – weshalb sie
nicht so erfolgreich sind, wie Sym-
pathieträger. Kritische Verantwor-
tungsträger lässt die nachfolgende
Stichwortliste (Prüfsteine!) mögli-
cherweise erkennen, welche Eigen-
schaften und Verhaltensweisen ver-
trauensstörend wirken und
geändert werden können, um
Nachteilswirkungen durch Füh-
rungskrisen zu vermeiden (zum Bei-
spiel):

l Versprechen werden nicht einge-
halten.

l Dem eigenen Vorteil wird Vor-
rang gegeben.

l Kompromisse werden vermie-
den.

l Verhalten widerspricht allgemei-
nen Regeln.

l Kontrollieren ist wichtiger als De-
legieren

l Wichtige Informationen werden
verschwiegen

l Unangenehmes wird beschönigt.

l Schuld wird anderen zugescho-
ben.

l Kritisiert wird gern und öfter als
gelobt. Konstruktives Feedback
wird ausgeschaltet.

Na, hat die „Vertrauens-Krisen-
Anamnese“ zu Treffern geführt? Ja?
Dann sollte die Erkenntnis dazu bei-
tragen können, ihr entgegen zu wir-
ken und der Zielvorgabe des Leitbil-
des doch noch näher zu kommen.

Gedanken

Viel ankündigen schwächt das
Vertrauen.                       Horaz
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Kreisgruppe Main-Kinzig

Urgestein Ulrich Albert geht in den wohlverdienten
Ruhestand

Mit Ablauf des Monats Januar
2009 ging EPHK Ulrich Albert
vom Landespolizeipräsidium
(Leiter der Landeskradstaffel
Hessen), in den wohlverdienten
Ruhestand.

Ulrich Albert wurde am
26.01.1948 in Helmarshausen
(Kreis Hofgeismar) geboren. Nach
der Schulausbildung trat er am
01.04.1968 in die Polizei ein. Nach
bestehen der I. Fachprüfung
(03/1971), als Klassenbester, ver-
sah er am 01.04.1971 seinen
Dienst bei der Polizeiautobahnstati-
on Neu-Isenburg. Nach Bestehen
der II. Fachprüfung wurde er als
Dienstgruppenleiter bei der Polizei-
autobahnstation Neu-Isen- burg
eingesetzt. Am 01.04.1997 über-
nahm Uli dann die Leitung der Poli-
zeiautobahnstation Langenselbold.

Seit 1993 war er zusätzlich Leiter
der Landeskradstaffel Hessen, die
Ihn weit über die hessischen Gren-
zen hin bekannt gemacht hat. Mit
Übernahme der Leitung der Lan-
deskradstaffel wurde der „Geist des
Uli Albert“ in diese Einheit injiziert,
gelebt und umgesetzt. Das uner-
müdliche und hoch motivierte En-
gagement, welches Uli in die Arbeit
der Kradstaffel legte, wird ihn nie
vergessen machen. Sein „Vorange-
hen“ bei unzähligen Einsätzen hat
die Kradstaffel dahin gebracht, wo
sie heute steht. Die Kradstaffel ist
seit der Übernahme von Uli Albert
ein Aushängeschild für das Land
Hessen, welches seinesgleichen
sucht. Diese Arbeit genießt aller-
höchstes Ansehen in den obersten
politischen Führungsebenen, inner-
halb Hessens, Deutschlands und so-
gar weltweit.

Ulrich Albert war mit Leib und
Seele Polizist, dies erkennt man
auch daran, dass er für die Krad-
staffel seine Lebensarbeitszeit um
ein Jahr verlängert hat. Bei den Kol-
leginnen und Kollegen war und ist
er aufgrund seiner ruhigen, ausge-
glichenen, fachlich kompetenten

und menschli-
chen Art ein
Vorbild für
Jung und Alt.

Ein ganz
herzlicher
Dank gilt der
Ehefrau Char-
lotte, welche
durch die im-
mens hohe
Arbeitsbela-
stung von Uli
einige Ent-
behrungen
hinnehmen
musste. Diese
Entbehrungen
wird der
frischgebackene Pensionär nun ver-
gessen machen lassen und sich
überwiegend um Charlotte küm-
mern.

Die Ruhestandsurkunde wurde
von der Staatssekretärin, Oda
Scheibelhuber, in Wiesbaden (HPS)
überreicht.

Im Kreise der Kradstaffel, vielen
Kollegen/innen und Freunden, wur-
de bei Essen und Trinken die ein
oder andere Anekdote zum Besten
gegeben und der Abschied von Uli
in Wiesbaden gebührend gefeiert.

Uli Albert ist seit vier Jahrzehnten
in der GdP und bleibt der GdP auch
im Ruhestand verbunden.

Thorsten (Toaster) Pfeiffer über-
reichte dem Pensionär die Präsente
der GdP und des Personalrates. Die
KG MK wünscht dem frischgebacke-
nen Pensionär Glück, Gesundheit
und eine gute Zeiteinteilung im neu-
en Lebensabschnitt.

KG MK/TP

Thorsten Pfeiffer
(rechts) überreicht
dem Leiter der
Landeskradstaffel
EPHK Uli Albert
(links) den “obli-
gaatorischen”
Schwartemagen
der Kreisgruppe
Main- Kinzig zum
Abschied aus dem
aktiven Dienst.

Disziplinarmaßnahme bei Körperverletzung
im Amt durch einen Polizeibeamten

VGH Baden-Württemberg, Ur-
teil v. 4.11.2008, Az. DL 16 S
616/08

Leitsätze des Gerichts:

q Begeht ein Polizeibeamter eine
Körperverletzung im Amt an ei-
ner in Polizeigewahrsam befind-
lichen Person, ist die Entfernung
aus dem Dienst die typischerwei-
se in Betracht kommende Diszi-
plinarmaßnahme, es sei denn
dem Übergriff ging eine schwere
Provokation oder ein Angriff vor-

aus (Fortschreibung der Recht-
sprechung des Senats im Urteil
vom 10.11.2006 - DL 16 S
22/06 - juris).

q Der Milderungsgrund des ein-
maligen, persönlichkeitsfrem-
den Augenblicksversagens
kommt nicht in Betracht, wenn
das Versagen des Beamten aus
verschiedenen Teilakten (hier:
Körperverletzung; Abfassen ei-
nes unrichtigen Vorkommnisbe-
richts; bewusstes Erschweren der
Ermittlungen über Jahre hinweg)
besteht.
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Meine Meinung

Hilferuf der Lauterbacher Polizeibeamten
Erschreckend, schockierend der

anonyme Hilferuf der Schichtdienst-
beamten zur Personalsituation bei
der Lauterbacher Polizeistation an
die Öffentlichkeit.

Wie schlimm muss es um den
Dienstbetrieb und das Vertrauen in
die Führung bestellt sein, dass man
im Interesse der öffentlichen Sicher-
heit zu solchen Mitteln greifen muss.
Aus eigener Erfahrung –ich habe
selbst 37 Jahre Schichtdienst hinter
mir- kann ich die Nöte der Beamten
an der polizeilichen Front aber wie
kein anderer nachvollziehen und
weiß auch, dass von der stromli-
nienförmig auf Anpassung mit vor-
auseilendem Gehorsam ausgerich-
teten heutigen Führungsebene, die
sich zwar gegenseitig bei der Vor-
stellung der Kriminalstistik auf die
Schulter klopft, ansonsten aber ge-
genüber dem Dienstherrn nicht das
nötige Rückgrat hat, kein Hilfe zu er-
warten ist.

Der Zustand in der Schichtbeset-
zung ist –und das sage ich offen und
deutlich- ein alarmierendes Sicher-
heitsrisiko für die Bürger des erwei-
terten Altkreises Lauterbach. Man

kann mit einer Besetzung von 1:4
oder gar 1:3 und den nachts ledig-
lich als potemkinsche-Fassaden im
Raum stehenden Posten Schlitz u.
Schotten die Sicherheit der Bürger
nicht garantieren. Ich hätte nicht er-
wartet, dass sich nach 12 Jahren
Ruhestand bei meiner früheren
Dienststelle solche personellen Ab-
gründe auftun.

Die Errichtung der Polizeidirekti-
on, die auf einen funktionierenden
Unterbau personalkostend aufge-
sattelt wurde und ohne befruchten-
den Bezug zur Basis agierte, habe
ich zu meinem Leidwesen noch er-
lebt, das Polizeipräsidium Osthes-
sen, das offenbar zu Lasten der poli-
zeilichen Front ebenfalls Personal
geschluckt hat und sich mit polizei-
fremden Aktivitäten brüstet, z.B. mit
dem freiwilligen Polizeidienst gra-
vierende Mängel kaschieren will
etc..

Wenn ich dann die Aussage von
Polizeipräsident Sauer, der die Si-
tuation in Lauterbach bei der Vor-
stellung der Kriminalstatistik am
Rande behandelte und noch von ei-
ner „ausreichenden Stärke“ sprach,

dann kann ich ihm nur eine völlig
bezugslose Abgehobenheit zur Ba-
sis, zu den Polizisten an der Front
bescheinigen. Aber scheinbar und
das trifft ja für fast alle im gehobe-
nen Dienst zu, weiß er gar nicht was
Schichtdienst heißt, sonst hätte er
nicht solch naiven Bezug zu ande-
ren Verwaltungen hergestellt und in
einer Bagatellisierung der Lauter-
bacher Probleme von der Polizei-
präsenz über die Dienstgruppen
hinaus den Sachverhalt abgehan-
delt. Bezeichnend für die Führungs-
qualität im PP Osthessen ist mir die
Aussage eines nach A 16 bezahlten
leitenden Polizeidirektor als „sach-
verständiger Gesprächspartner“ in
Erinnerung, der vor Jahren bei einer
Besichtigung der Polizeistation einer
Politikerin gegenüber erklärte, dass
es in Osthessen keine Möglichkeit
gibt, festzustellen an welchen Stel-
len tatsächlich Polizisten fehlen. Mir
fehlen da die Worte!

Reinhold Nüchter
Lauterbach

(Leserbrief zu Artikel im Lauterbacher
Anzeiger (LA) vom 8.1.09 und Kriminal-

statistik LA v. 13.1.09)

Landesbeschäftigte hessenweit im Warnstreik
Mehrere hundert Beschäftigte

aus dem Universitätsbereich, der
Feuerwehr, dem Hessen Forst, der
Schulen, der Straßenmeistereien
und anderen Landesverwaltungen
waren am 12. Februar 2009 hes-
senweit in den Warnstreik getreten.
In Kassel, Frankfurt, Fulda, Wiesba-
den, Darmstadt und Gießen fanden
neben den Warnstreiks auch De-
monstrationen und Kundgebungen
statt. Der GdP- Landesvorstand, der
gemeinsam mit der Tarifkommissi-
on in Gießen tagte nutzte eine Sit-
zungspause, um den Streikenden
die Solidarität zu bekunden.

Die Redner der Kundgebung auf
dem Gießener Kirchplatz machten
deutlich, dass insbesondere die Be-
schäftigten des Landes Hessen eine
8-prozentige Tarif- und Gehaltser-
höhung ver- dient haben. Nach jah-

relangem
Spar- kurs
der CDU-
Landesre-
gierung
kann es
nicht sein,
dass Ban-
ken mit Mil-
liardenbe-
trägen vor
dem Ruin
bewahrt
werden und
gleichzeitig die Beschäftigten dafür
den Gürtel wieder einmal enger
schnallen sollen. Acht Prozent mehr
Lohn, mindestens aber 200 Euro,
das sei nicht nur gerecht, sondern
auch ein gutes Konjunkturpro-
gramm in der jetzigen Finanz- und
Wirtschaftskrise.

Der hessenweite Warnstreik von
über 4000 Landesbeschäftigten soll
den Tarifforderungen der Gewerk-
schaften in der laufenden Tarifrunde
Nachdruck verleihen. Es ist ein
Warnruf an den hessischen Innen-
minister, sagte Christian Rothländer
(ver.di) der Hauptredner am diesem
Tag in Gießen. gdp/eg
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Aktuelles

Der letzte Schuss ist gefallen
Am 18. Oktober 1985 wurde

durch den damaligen Landrat Fritz
Kramer die Raumschießanlage in
Fulda in der Dr. Dietz Straße einge-
weiht und durch die offizielle Schlüs-
selübergabe an den damaligen Lei-
ter der PD Fulda Herrn PD Bangert
eröffnet.

Nach nunmehr 23 Jahren und 2
Monaten fiel am 18. Dezember
2008 der letzte Schuss in der Raum-
schießanlage in Fulda. Anders aus-
gedrückt: Der jedem bekannte „Bel-
mondo“ geht in Ruhestand.

Anfänglich wurde auf den vier
Schießbahnen auf Scheiben ge-
schossen und die entstandenen Lö-
cher mussten mit „Schusspflaster“
zugeklebt werden.

Später entwickelte sich die Tech-
nik und man projizierte Dias auf
eine Schießfläche und bis zum
Schluss arbeitete man mit Beamern,
die es ermöglichten, die doch mo-
derner gewordene Schießausbil-
dung durchzuführen, da die Schieß-
ausbilder sich das ein oder andere
„Neue“ mal einfallen lassen konn-
ten.

Die doch etwas in die Tage ge-
kommene RSA wird nun durch eine
neue, mit modernster Technik aus-
gestatteten Schieß- und Trainings-
anlage im Polizeipräsidium ersetzt.

Mit einem lachenden Auge kön-
nen sich die Kolleginnen und Kolle-
gen auf das neue Trainingszentrum
freuen, da hier bestimmt sehr gute
Bedingungen herrschen werden,
um für den Ernstfall, der hoffentlich
nie eintritt, vorbereitet zu sein.

Mit einem weinenden Auge wird
die Eine oder der Andere aber auch
an die Zeit in der RSA in der Dr. Dietz

Straße zurückdenken, denn hier traf
man doch mal Kolleginnen oder
Kollegen, die man schon länger
nicht gesehen hatte und man konn-
te im Vorraum der Schießanlage ein
Gespräch führen.

Ich hoffe, dass uns aber auch
hierfür in Zukunft ein wenig Zeit
bleiben wird.

Karsten Bech
Petersberg

Regieplatz (Foto links) und Aufenthaltsraum
(Bild oben) der “alten” Raumschießanlaage.

Auch die Polizei muss jetzt sparen

Asterix und Obelix sind nach fast eineinhalb Jahren der landesweiten Vorstellung und der groß
angekündigten alsbaldigen Auslieferung an die Polizeiautobahnstationen und Verkehrsdienste
immer noch nicht auf den Dienststellen angekommen. Die Wahlen sind ja nun gelaufen - jetzt
können wir mit dem Sparen wieder loslegen. Unser verbesserungsvorschlag heißt: Pol-Ente.

Verkehrserziehung

Auch nach der
Grundschulzeit
sinnvoll

Die GdP fordert eine durchgängi-
ge, schulbegleitende Verkehrserzie-
hung, um junge Menschen zu ver-
antwortungsvollen
Verkehrsteilnehmer/-innen auszu-
bilden.

Dass die Verkehrserziehung bis-
her in der Grundschule ende, also
bevor die meisten Schüler/-innen
aktiv am Straßenverkehr teilneh-
men, sei nicht sinnvoll.

gdp/bu
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Und damit ging’s bergab
Mediziner und Beihilfeexperte geben den Senioren Tipps

Der Schlagertext „Und damit
ging’s bergab“, verkündet eine für
Menschen durchaus unangenehme
Wahrheit. Lebenskräfte werden auf-
gebaut bis etwa zum 25. Lebens-
jahr. Danach zehrt der Mensch von
den vorhandenen Kräften. Es erfolgt
ein kontinuierlicher Abbau bis zum
Lebensende. Zwischen dem 40. und
50. Lebensjahr werden die ersten
Symptome spürbar. Man braucht
länger, um Krankheiten zu überwin-
den und die ersten Gelenkver-
schleißerscheinungen machen sich
bemerkbar. Leistungsgrenzen wer-
den deutlich. Mit diesen Feststellun-
gen zeigte der Allgemeinmediziner
Klaus Freudenberg beim
GdP-Seminar „Vorbereitung auf den
Ruhestand“, wie es um ältere Men-
schen bestellt ist. Jetzt sei der Zeit-
punkt, zu lernen, die körperlichen
Leistungsanforderungen den tat-
sächlichen Gegebenheiten anzu-
passen. Bei jedem Menschen lägen
die Schwachstellen woanders. Ent-
scheidend sei, den Lebensablauf
anzunehmen und sein Verhalten
danach auszurichten.

Gesundheitsvorsorge

Der Schlüssel zur Gesundheit sei
eine möglichst gesunde Lebenswei-
se, erklärte der Mediziner. Es sei nie
zu spät, damit anzufangen, auch
wenn die gesellschaftlichen Lebens-
zwänge dies erheblich erschwerten.
Dazu gehöre auch der Schicht-
dienst, der den biologischen
Tag-Nacht-Rhythmus störe. Not-
wendig sei es, auf die Signale des
Körpers zu hören, Beschwerden
ernst nehmen, um größere Schäden
zu vermeiden. Das alte Sprichwort
„Wer rastet, der rostet“, stimmt noch
immer. Nur wer sich bewegt, kann
sich auch noch bewegen. Klaus
Freudenberger hielt ein Plädoyer für
altersabhängige sportliche Betäti-
gung, um die Beweglichkeit von
Sehnen und Gelenken zu erhalten.
Auch das Herz-Kreislauf-System
müsse trainiert werden, da das Herz

ein Muskel sei, der viele Körper-
funktionen regelt.

Gesunde Ernährung

Noch ein Sprichwort. „In einem
gesunden Körper wohnt ein gesun-
der Geist“. Wer sich körperlich fit
hält, hat es auch leichter, geistig fit
zu sein und so z.B. der Altersdemenz
entgegenzuwirken. Um gesund zu
sein, muss man sich auch gesund
ernähren. Übergewicht mache ins-
besondere im Alter dem Menschen
zu schaffen, belaste den Bewe-
gungsapparat und das
Herz-Kreislauf-System. Überge-
wicht hängt direkt mit dem Fettge-
halt der Nahrung zusammen. „Fett
macht fett“. Basis gesunder Ernäh-
rung sind Kohlehydrate wie Kartof-
feln, Reis, Nudeln, Getreideproduk-
te, Gemüse und Obst zum Sattessen
(Sättigungsbeilage hieß das in der
ehemaligen DDR). Milch-, Fleisch-
und Fischprodukte nimmt man zum
genießen. Öle, Fette, Zucker und
Honig nur zum Verfeinern von Spei-
sen. Dazu kommen Nahrungser-
gänzungsstoffe wie Vitamine und
Sekundärvitamine sowie Mineralien
sind wichtig für die körpereigenen
Abwehrkräfte. Die Vitamine B, D, E
sind im Alter besonders wichtig.
Und dazu kommt noch regelmäßi-
ges und ausreichendes Trinken.
Zwei bis drei Liter Flüssigkeit am
Tag, auch zum Entgiften der Nieren,
sind notwendig. Wasser ist dabei
das beste Getränk.

Alkohol und Nikotin sollte man
meiden. Und zur gesunden Ernäh-
rung gehört auch die geistige Reg-
samkeit. Das Gedächtnis kann
durch vielerlei Methoden trainiert
werden. Gedichte auswendig ler-
nen sind eine schöne Übung. Das
Internet bietet auch gute Möglich-
keiten.

Ärztliche Vorsorgeuntersu-
chung

Nicht umsonst bezahlen die
Krankenkassen ab einem gewissen
Alter bestimmte Vorsorgeuntersu-
chungen. Die können verhindern,
dass Krankheiten auftreten, führen
dazu, dass man sie rechtzeitig ent-
deckt und behandelt. Informationen
dazu gibt es bei den Krankenkassen
und bei den Hausärzten. Es gibt Vor-
sorgeuntersuchungen für Männer
und Frauen. Auch Krebsvorsorge ist
Bestandteil der Untersuchungen.
Wichtig sei auch, auf einen ausrei-
chenden Impfschutz zu achten.
Wichtige Impfungen seien die ge-
gen Wundstarrkrampf, Grippe, Lun-
genentzündung, Diphtherie und
Hirnhautentzündung.

Beihilfe nicht alleine
machen

Der Beihilfesatz erhöht sich nach
der Pensionierung um zehn Prozent.
Da bei Anträgen zur Beihilfe die
Stichtagsregelung gilt, also der Tag,
an dem man die Beihilfe eingereicht
hat (auf die Ein-Jahres-Frist achten),
kann man ganz legal die Rechnun-

Seniorenseite

Teilnehmer des Seniorenseminars.
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gen des Jahres vor der Pensionie-
rung erst nach der Pensionierung
einreichen. Dadurch kann man
eventuelle Verluste (Beihilfe deckt
nicht alles ab) minimieren. Auch
solche Tipps gab Gerhard Kaiser,
Experte der Beihilfestelle in Hünfeld
beim Seniorenseminar. Wichtig sei
auch, rechtzeitig jemanden zu be-
vollmächtigen, Beihilfeanträge zu
stellen, falls man selbst aus gesund-
heitlichen Gründen dazu nicht mehr
in der Lage sei. Anträge gebe es bei
der Beihilfestelle.

Gerhard Kaiser machte auf Fall-
stricke aufmerksam beim Zusam-
mentreffen von Rente und Pension,
wo man schnell den Beihil- fean-
spruch verlieren könne. Hier müs-
sen sich alle Betroffenen sachkun-
dig machen. das gilt auch für die
beihilfeberechtigten Ehepartner. Es
sei gut, wenn man der Beihilfestelle

eine Kopie der Pensionierungsur-
kunde schicke. Manchmal vergä-
ßen Dienststellen, das zu melden
und dann gebe es eben nicht zehn
Prozent mehr Beihilfe. Wichtig sei
auch, beim ersten Antrag nach der
Pensionierung den „langen“ Antrag
auszufüllen. Pro Tag würden in
Hünfeld und Kassel etwa 2000 Bei-
hilfeanträge von 130 Beschäftigten
bearbeitet. Seien Anträge nicht un-
terschrieben, würden sie zurückge-
schickt.

Kaiser informierte, dass Heilku-
ren auch im Alter noch möglich sei-
en und wie sie bezuschusst würden.
Im Todesfall eines beamten müsse
der Versorgungsstelle die Sterbeur-
kunde eingereicht werden. Satt ei-
nes Sterbegeldes würden noch zwei
Monatsgehälter bezahlt.

Bei Ehegatten oder Kindern, für
die kein Sterbegeld gezahlt werde,
gebe es pauschale Beihilfen für die
Bestattungskosten (661 Euro), und
auch für Überführungskosten bis zu
700 Kilometern (nicht am Ort).

Gerhard Kaiser informierte über
Beihilfemöglichkeiten für gesetzlich
Versicherte, für Tarifbeschäftigte, für
Kinder in Schule und Ausbildung.
Ein besonderes Thema ist die Pfle-
geversicherung über die man bei ei-
nem nächsten Seminar gesondert
informieren müsse. Telefonisch be-
antwortet das Kundenzentrum der
Beihilfestelle Kassel werktags, außer
freitags, viele Fragen, Telefon
0561-106-1550. Die besten Zieten
zum Anrufen seien dienstags bis
donnerstags zwischen zwölf und
zwei Uhr.

Seminarkritik

Viel Lob gab es von den Teilneh-
mer/innen für das Seminar insge-
samt, insbesondere aber für die bei-
den Referenten. Man habe mit
ihnen angeregt und informativ dis-
kutieren können, ihr Fachwissen sei
ausgezeichnet. Bei einem nächsten
Seminar solle man sie wieder einla-
den. Angeregt wurde, dass die GdP
eine Art Checkliste erstellen solle,
was sich bei Pensionierung/Rente
für den/die Betroffene/n ändert.
2009 wird es wieder ein allgemei-
nes Seniorenseminar geben, hat
der Vorstand beschlossen. nw

Seniorenseite

Als Fachmann für medizinische Vorsorge im Alter erwies sich der Arzt Klaus Freudenberg, rechts,
daneben die Mitglieder des Seniorenvorstands Hermann Müller, Karl Rückershäuser, Rolf De-
genhard.                                                                                                                               nw

Für Sie gelesen: Bachelor-Studis brechen häufiger ab
Sie wurden gepriesen als die mo-

dernen Abschlüsse, die Studieren
europa- wenn nicht sogar weltweit
vergleichbar machen. Sie sollten ei-
nen Universitätsbesuch in Etappen
ermöglichen. Eine Untersuchung
liefert ein düsteres Bild: Studenten
haben es im Zeitalter der neuen Ab-
schlüsse schwer, geben häufiger
auf.

Das trifft unter anderem auf Inge-
nieursstudiengänge zu. Jeder vierte
Studienanfänger erreicht in seinem

Fach keinen Abschluss. Das geht
aus einem von der Hochschulrekto-
renkonferenz (HRK) veröffentlichten
Sammelband zur Lehre in Bachelor-
und Masterstudiengängen hervor.

Die Abbrecherquote im Ingenie-
usstudium hat sich in den vergange-
nen Jahren sogar erhöht, wie Zah-
len des Hochschul-Informations-sys
tems (HIS) in Hannover bele-
gen. Lag die Quote beim Absolven-
tenjahrgang 2004 noch bei 21 Pro-
zent, ist sie beim Jahrgang 2006 um

fünf Prozentpunkte auf 26 Prozent
gestiegen.

Zu hohe Anforderungen

Eine Hauptursache fürs Abbre-
chen sind die durch den System-
wechsel erhöhten Leistungsanfor-
derungen. Schon bei herkömm-
lichen Ingenieursstudiengängen
war die Stofffülle schwer zu bewälti-
gen.
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Der nicht genommene Jahresurlaub ist abzugelten
Ein Arbeitnehmer verliert

nicht seinen Anspruch auf be-
zahlten Jahresurlaub, den er
wegen Krankheit nicht ausüben
konnte.

In seinem heutigen Urteil legt der
Gerichtshof der Europäischen Ge-
meinschaften den in der Gemein-
schaftsrichtlinie über die Arbeitszeit
verankerten Anspruch auf bezahl-
ten Jahresurlaub aus.

Um diese Auslegung haben das
Landesarbeitsgericht Düsseldorf
und das House of Lords (Vereinigtes
Königreich) in Rechtssachen er-
sucht, in denen es um den Anspruch
von Arbeitnehmern, die krankge-
schrieben sind bzw. sich im Krank-
heitsurlaub befinden, auf bezahlten
Jahresurlaub geht.

Das Landesarbeitsgericht hat
über die Urlaubsabgeltung bei ei-
nem Arbeitnehmer zu entscheiden,
der seinen Anspruch auf bezahlten
Jahresurlaub wegen einer Arbeits-
unfähigkeit, die zu seiner Verren-
tung geführt hat, nicht ausüben
konnte. Nach den einschlägigen
deutschen Rechtsvorschriften er-
lischt der Anspruch des Arbeitneh-
mers auf bezahlten Jahresurlaub
am Ende des betreffenden Kalen-
derjahrs und spätestens am Ende
eines Übertragungszeitraums, der –
vorbehaltlich einer tarifvertraglich
vorgesehenen Abweichung zuguns-
ten des Arbeitnehmers – drei Mona-
te beträgt. War der Arbeitnehmer
bis zum Ende dieses Übertragungs-
zeitraums arbeitsunfähig, muss der
nicht genommene bezahlte Jahres-
urlaub am Ende des Arbeitsverhält-
nisses nicht finanziell abgegolten
werden.

In seinem Urteil verweist der Ge-
richtshof darauf, dass der Anspruch
auf Krankheitsurlaub und die Mo-
dalitäten für seine Ausübung vom
Gemeinschaftsrecht nicht geregelt
werden. Was den Anspruch auf be-
zahlten Jahresurlaub anbelangt, le-
gen die Mitgliedstaaten die Voraus-
setzungen für die Ausübung und die
Umsetzung dieses Anspruchs fest
und bezeichnen dabei die konkre-

ten Umstände, unter denen die Ar-
beitnehmer von dem Anspruch auf
bezahlten Jahresurlaub Gebrauch
machen können, ohne dabei aber
bereits die Entstehung dieses An-
spruchs von irgendeiner Vorausset-
zung abhängig zu machen.

Unter diesen Umständen steht
der in der Richtlinie über die Arbeits-
zeit verankerte Anspruch auf be-
zahlten Jahresurlaub grundsätzlich
weder der Gewährung bezahlten
Jahresurlaubs in der Zeit eines
Krankheitsurlaubs entgegen noch
dessen Versagung, sofern der be-
troffene Arbeitnehmer seinen Ur-
laubsanspruch während eines an-
deren Zeitraums ausüben kann.

Die Anwendungsmodalitäten des
Anspruchs auf bezahlten Jahresur-
laub werden zwar in den verschie-
denen Mitgliedstaaten durch diese
Staaten geregelt, doch unterliegen
die Modalitäten für die Übertra-
gung nicht genommenen Jahresur-
laubs bestimmten Grenzen.

Dazu führt der Gerichtshof aus,
dass der Anspruch auf bezahlten
Jahresurlaub bei einem ordnungs-
gemäß krankgeschriebenen Arbeit-
nehmer nicht von der Vorausset-
zung abhängig gemacht werden
kann, dass er während des in einem
Mitgliedstaat festgelegten Bezugs-
zeitraums tatsächlich gearbeitet
hat. Folglich kann ein Mitgliedstaat
den Verlust des Anspruchs auf be-
zahlten Jahresurlaub am Ende eines
Bezugszeitraums oder eines Über-
tragungszeitraums nur unter der
Voraussetzung vorsehen, dass der
betroffene Arbeitnehmer tatsächlich
die Möglichkeit hatte, seinen Ur-
laubsanspruch auszuüben.

Der Gerichtshof stellt jedoch fest,
dass einem Arbeitnehmer, der wäh-
rend des gesamten Bezugszeit-
raums und über einen im nationa-
len Recht festgelegten
Übertragungszeitraum hinaus
krankgeschrieben ist, jede Möglich-
keit genommen ist, in den Genuss
seines bezahlten Jahresurlaubs zu
kommen. Das gilt auch für einen Ar-
beitnehmer, der während eines Teils

des Bezugszeitraums gearbeitet hat,
bevor er krankgeschrieben wurde.

Der Gerichtshof kommt zu dem
Ergebnis, dass der Anspruch auf be-
zahlten Jahresurlaub bei Ablauf des
Bezugszeitraums und/oder eines im
nationalen Recht festgelegten Über-
tragungszeitraums nicht erlöschen
darf, wenn der Arbeitnehmer wäh-
rend des gesamten Bezugszeit-
raums oder eines Teils davon krank-
geschrieben war und seine
Arbeitsunfähigkeit bis zum Ende sei-
nes Arbeitsverhältnisses fortgedau-
ert hat, weshalb er seinen Anspruch
auf bezahlten Jahresurlaub nicht
ausüben konnte.

In Bezug auf den Anspruch auf
eine bei Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses zu zahlende finanzielle
Vergütung für bezahlten Jahresur-
laub, den der Arbeitnehmer nicht
nehmen konnte, erkennt der Ge-
richtshof für Recht, dass diese Ver-
gütung in der Weise zu berechnen
ist, dass der Arbeitnehmer so ge-
stellt wird, als hätte er diesen An-
spruch während der Dauer seines
Arbeitsverhältnisses ausgeübt. Folg-
lich ist das gewöhnliche Arbeitsent-
gelt des Arbeitnehmers, das wäh-
rend der dem bezahlten
Jahresurlaub entsprechenden Ru-
hezeit weiterzuzahlen ist, auch für
die Berechnung der finanziellen
Vergütung für bei Beendigung des
Vertragsverhältnisses nicht genom-
menen Jahresurlaub maßgebend.

Urteil des Europäischen Gerichtshofs in
den verbundenen Rechtssachen

C-350/06 und C-520/06
vom 20. Januar 2009

Aktuelles Urteil
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